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Nachdem die Lageberichte des

Auswärtigen Amtes bzw. seine

darauf beruhenden Auskünfte an

die Verwaltungsgerichte, in

denen das Fischer-Ministerium

bis in den März 1999 hinein

die ethnische Verfolgung von

Kosovo-Albanern bestritt,an

die Öffentlichkeit gelangten,

versuchte die rot-grüne Bun-

desregierung zunächst, sie der

früheren Regierung anzulasten,

dann, Zitate als „Fälschun-

gen“, „aus dem Zusammenhang

gerissen“ etc. darzustellen.

Nachdem sie auch damit wider-

legt war, zog das Auswärtige

Amt die Berichte zurück, da

sie nicht der empirischen

Wahrheit entsprächen. Als dann

aber Richter aus der ÖTV

ankündigten, daß die Urteile

von Verwaltungsgerichten in

Asylverfahren, die auf Grund-

lage der Regierungsauskünfte

gefällt wurden, überprüft wer-

den müßten, wurden die Berich-

te für wieder zutreffend er-

klärt. (s.S.18)
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AUFKÜNDIGUNG. Der 102. Ärztetag
hat einen Beschluß gegen ärztliche Ab-
schiebehilfe gefaßt: „Abschiebehilfe
durch Ärzte in Form von Flugbeglei-
tung, zwangsweise Verabreichung von

Psychopharmaka oder Ausstellung einer
,Reisefähigkeitsbescheinigung‘ unter
Mißachtung fachärztlich festgestellter
Abschiebehindernisse, wie z.B. Trauma-
tisierungen,sind mit den in der ärztlichen
Berufsordnung verankerten ethischen
Grundsätzen nicht vereinbar.“ Laut Aus-
kunft des Beauftragten der Hamburger
Ärztekammer für gesundheitliche Belan-
ge von Migranten ist der Beschluß mit der
Veröffentlichung im „Deutschen Ärzte-
blatt“ am 18.6. für alle Ärzte einschließ-
lich der Amtsärzte verbindlich. Ärzten,
die dennoch an Abschiebungen teilneh-
men, droht ein Berufsgerichtsverfahren.

ÜBERWACHUNG. Die Justizminister-
konferenz beschloß gegen die Stimme
Sachsens, den „elektronisch überwach-
ten Hausarrest“ als Modellversuch zu zu-
lassen.Danach sollen bestimmte Straftä-
ter die Strafe nicht mehr in einer JVA ver-
büßen, sondern zu Hause, mittels einer
elektronischen Fessel ständig überwacht.
Dabei dürfen sie die Wohnung nur zu fest-
gelegten Zeiten und Zwecken verlassen,
v.a. um zur Arbeit zu gehen. Die konser-
vativen Rechtsaußen sind dagegen, weil
dies ihr Strafbedürfnis nicht ausreichend
befriedigt. Tatsächlich sprechen entge-
gengesetzte Gründe gegen das Vorhaben
der Justizminister. Erfahrungen aus den
USA, wo ca. 100 000 Menschen auf diese
Weise elektronisch überwacht werden –
während bekanntermaßen gleichzeitig
die Zahl der in Gefängnissen Inhaftier-
ten seit Jahren nach oben schnellt – zei-
gen, daß die Fußfessel weniger zur Ver-
meidung von Gefängnis als viel mehr zur
Verschärfung von Bewährungsauflagen
eingesetzt wird, tatsächlich also zur Aus-
weitung des Strafsystems. Der Strafvoll-
zugsausschuß der Länder hatte gegen die
Einführung der elektronischen Fußfessel
Stellung bezogen: Er befürchtete einen
Schritt hin zu einem „stetig erweiterten
Überwachungssystem zu Lasten eines
auf persönliche Betreuung ausgerichte-
ten Resozialisierungsvollzugs“.

TRANSRAPID. Trotz der Festlegung des
Koalitionsvertrages,wonach die Bundes-
regierung ihren Zuschuß für den Bau der
Transrapidstrecke Hamburg-Berlin auf
6,1 Mrd. DM begrenzt, macht Verkehrs-
minister Müntefering sich dafür stark,
den Transrapid koste es, was es wolle zu
bauen und dabei keine Steuermittel zu
sparen. Nach Information der „SZ“ ha-
ben sich das Herstellerkonsortium (Sie-
mens, Thyssen, Adtranz) und der Bund
bereits grundsätzlich darauf verständigt,
daß sie sich die Mehrkosten der Trasse,
die gegenwärtig auf 1,5 Mrd. DM ge-
schätzt werden, teilen.

AUSHEBELUNG. Die Ladenschlußzei-
ten sind weiter unter Beschuß. Jetzt hat

Berlin im Bundesrat einen Gesetzesan-
trag eingereicht, wonach die Ladenöff-
nungszeiten von Montag bis Samstag auf
22 Uhr (statt 20 Uhr bzw. samstags 16
Uhr, mit zahlreichen Ausnahmeregelun-
gen) ausgeweitet werden sollen. Der An-
trag, der von beiden Berliner Koalitions-
parteien CDU und SPD unterstützt wird,
wurde ohne Aussprache an die entspre-
chenden Ausschüsse überwiesen. Der
Bundesrat will allerdings noch ein Gut-
achten des Münchner Ifo-Instituts zur
Gesetzesnovelle von 1996 abwarten und
nicht vor Herbst beschließen. Das gibt
dem Land Sachsen Zeit, einen noch wei-
tergehenden Antrag einzubringen: Da-
nach soll das Ladenschlußgesetz ganz
außer Kraft gesetzt werden.Während die
Gewerkschaften an ihrem „Hände weg
vom Ladenschluß“ festhalten und auch
die Kirchen vor weiteren Ausweitungs-
tendenzen v.a. der Sonntagsöffnung war-
nen, begrüßt die FDP die Aushebelung
des Ladenschlusses. Die Grünen wollen
ebenfalls mehr Flexibilität: Kleineren
Geschäften mit bis zu fünf Angestellten
sollten alltags keine Öffnungszeiten
mehr vorgeschrieben werden.

DIFFAMIERUNG. Seit die kurdisch-ab-
stämmige Felek Uca für die PDS in das
Europaparlament gewählt wurde, ist sie
Angriffen und Diffamierungen ausge-
setzt. Am 16.6. wurde die Wohnung von
Felek Uca und ihrer Familie in Celle von
der Polizei mit der Begründung der Do-
kumentenfälschung durchsucht.Die Par-
lamentarierin soll ihren Führerschein ge-
fälscht haben.Doch Felek Uca war nie im
Besitz eines Führerscheins, und die Su-
che der Polizei in der Wohnung hat nichts
ergeben. Die PDS-Abgeordnete Ulla Jel-
pke fordert eine unverzügliche Auf-
klärung der polizeilichen Durchsuchung.
Seit dem Erfolg der PDS bei den Euro-
pawahlen führen türkische Tageszeitun-
gen auf ihren Titelseiten eine Hetzkam-
pagne gegen Felek Uca,deren Familie seit
mehr als 30 Jahren in der BRD lebt. Sie
soll für die PKK im Europaparlament sit-
zen.Auch Cem Özdemir, innenpolitischer
Sprecher der Grünen, hat keine Skrupel,
diese Verleumdungen in den Innenaus-
schuß des Deutschen Bundestages zu tra-
gen. Die PDS kündigte an, daß er sich
dafür noch werde verantworten müssen.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 24.6.
steht der Berufsbildungsbericht der Bun-
desregierung sowie die 2./3.Lesung des
Ausbildungsfinanzierungsgesetzes auf
der Tagesordnung, werden u.a. der An-
trag der ganz Großen Koalition über die
Einsetzung des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums zur Kontrolle nachrich-
tendienstlicher Tätigkeit beraten und
kontroverse Anträge zu öffentlichen
Gelöbnissen. Am 25.6. steht die Errich-
tung eines Holocaust-Mahnmals zur De-
batte im Bundestag. Für den 30.6. wird
mit der Vorlage der Haushalts- und Steu-
erkonzepts für 2000 und Folgejahre ge-
rechnet.
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Nach dem Doppelpaß und dem 630 DM-Ge-
setz drohen jetzt die Unionsparteien eine
dritte Kampagne um die Rentenreform an,
mit der sie die rot-grüne Regierung Schrö-
der/Fischer politisch isolieren und in den
Landtagswahlen im Herbst in weitere Wahl-
niederlagen treiben wollen. Die Union be-
nutzt ein hartes Vokabular, obwohl die Dif-
ferenzen zur SPD in der Zielsetzung viel-
leicht nicht einmal so groß sind.

Zunächst der Vorschlag des Bundesar-
beitsministers Walter Riester, soweit er
der Presse zu entnehmen war:

1. In den nächsten zwei Jahren werden
die Renten nicht entsprechend dem An-
stieg der Nettolöhne angehoben, sondern
nur um den Anstieg der Lebens- und Un-
terhaltskosten (+0,7% im Jahr 2000 und
1,6% im Jahr 2001).Das sogenannte Net-
torentenniveau würde damit von derzeit
70,1 Prozent der Arbeitseinkommen auf
66,3 Prozent sinken (Nettorentenniveau:
Rente nach 45 Versicherungsjahren für
jemanden, der immer den Durch-
schnittsverdienst hatte – 1997 waren das
2134,80 DM – im Verhältnis zum durch-
schnittlichen Nettolohn/gehalt). Im
Wahljahr 2002 würde dann wieder zur al-
ten Regelung zurückgekehrt.

2. Aus den Einnahmen der sogenann-
ten Ökosteuer werden Zuschüsse aus
dem Bundeshaushalt an die Rentenver-
sicherung bezahlt als Ausgleich für ver-
sicherungsfremde Leistungen (z.B. Ren-
tenzahlungen für Kindererziehungszei-
ten u.ä.). Das trägt mit dazu bei, daß der
Beitragssatz zur Rentenversicherung bis
zum Wahljahr 2002 auf 18,7% des Brut-
toeinkommens gesenkt werden kann.

3. Eine obligatorische kapitalgedeck-
te Zusatzversorgung wird eingeführt.
Mit einem Beitragssatz von 0,5 Prozent
im Jahr 2003, ansteigend auf 2,5 Prozent
des Bruttolohns im Jahre 2007 muß jeder
Beschäftigte eine solche Versicherung
abschließen, bei wem und in welcher Art
steht ihm frei.Wer schon bisher eine sol-
che Versicherung hat (z.B. eine Lebens-
versicherung), kann die Aufwendungen
dafür verrechnen – etwa Zweidrittel al-
ler Beschäftigten sollen bereits solche
Zusatzabsicherungen haben. Eine Betei-
ligung des Arbeitgebers wie beim Beitrag
zur gesetzlichen Rentenversicherung
wird es nicht geben.

4. Es wird eine bedarfsorientierte
Grundrente eingeführt. Sie soll an die
Stelle der Sozialhilfe treten. Der Ge-
samtumfang aus Steuern finanziert soll
1,8 Milliarden DM jährlich betragen,
weitere Einzelheiten sind nicht bekannt.
Derzeit nehmen 1,2 Prozent aller Alters-
rentner Sozialhilfe in Anspruch.

5. Des weiteren sind Reformen bei der
Hinterbliebenenrente sowie die Rück-
nahme von Verschlechterungen bei der

Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeitsrente
vorgesehen.

Was kritisiert nun die Union an die-
sem Vorschlag? In einer Pressemitteilung
wirft die CDU-Generalsekretärin Ange-
la Merkel der Bundesregierung vor, daß
sie die Absenkung des Rentenniveaus auf
einen Schlag durchführe und nicht, wie
die alte Regierung das vorhatte, verteilt
auf 30 Jahre. „Das ist Sozialabbau erster
Güte, der vor allem diejenigen trifft, die
schon zu alt sind, um zusätzliche eigene
Vorsorge zu betreiben.Das ist Rente nach
Kassenlage und mißbraucht das Vertrau-
en, das die Bürgerinnen und Bürger bis-
her in die Rentenversicherung hatten.
Damit wird die Rente schutzlos staatli-
cher Willkür ausgeliefert.“ 

Starke Worte von Frau Merkel. Sie tut
das, um die CDU sozialer als die SPD,
links von ihr, aufscheinen zu lassen.Aber
eine grundsätzliche Differenz liegt nicht
vor, denn das Niveau der gesetzlichen
Renten wollen beide Parteien senken,
und ob kurz und schmerzhaft oder lang
und schleichend, darüber einen Konsens
herzustellen, ist nicht unmöglich. Die
stark negative Wirkung von Riesters Vor-
schlag auf das Nettorentenniveau rührt
daher, daß in diesem und im nächsten
Jahr Steuerreform, Kindergelderhöhung
und die Beitragssenkung zur Rentenver-
sicherung einen relativ starken Anstieg
der Nettolöhne und –gehälter bringen,

den Riester nicht den Rentner zugute
kommen lassen will. Vermutlich würde,
so begründet, auch die Union im Falle ei-
nes Falles mitmachen oder umgekehrt
Riester sich auf einen längeren Zeitraum
der Niveausenkung einlassen.

Die Kritik der Union an der Ein-
führung einer kapitalgedeckten Zusatz-
versorgung ist nämlich nicht prinzipiell.
Frau Merkel: „So richtig es ist, die ge-
setzliche Alterssicherung um Kompo-
nenten der privaten Vorsorge zu ergän-
zen, so wenig paßt in den Konzepten der
SPD eines zum anderen. Es entspricht
angestaubter sozialdemokratischer Be-
glückungsmentalität, die Bürger durch
gesetzliche Vorgaben zu zwingen. Die
Union setzt dagegen auf Freiwilligkeit
und Eigeninitiative.“ Das hat Riester
auch schon gesagt, daß er über Zwang
oder Freiwilligkeit mit sich reden ließe.
Er könnte auch den Koalitionsvertrag zi-
tieren: „Dritte Säule (der Alterssiche-
rung) ist die private Vorsorge. Auch sie
soll gestärkt werden.“ 

Faktisch existiert in den Zielsetzun-
gen eine große Koalition, die im Falle ei-
ner weiteren derben Wahlniederlage der
SPD gerade mit dem Hinweis auf die not-
wendige Reform der Renten gebildet
werden könnte. Sowohl CDU/CSU als
auch die SPD wollen die Rentenversi-
cherung umbauen weg von lohnbezogen
in Richtung kapitalbezogen.

Rentenreform

Kapitalbezogen statt lohnbezogen

Die Grafik aus der Süddeutschen Zeitung vom 19.7. deutet die Richtung an: Die Zins-

höhe soll für die Altersvorsorge zum wichtigen Faktor werden.
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Man betrachte die Grafik,die die Süd-
deutsche Zeitung aus Zahlen des Ar-
beitsministeriums erstellt hat, und der
Effekt wird deutlich: Ob das Rentenni-
veau im Jahre 2030 bei 74,5% oder bei
67,3% liegt, hängt entscheidend ab von
der Verzinsung der privaten Vorsorge. Je
höher der Anteil von Lebensversiche-
rungen, Pensionsfonds, Aktienpaketen
an der Altersabsicherung desto höher
wird das Interesse an der Profitentwick-
lung. Die Rentner interessiert dann zu-
nehmend weniger ein steter Anstieg der
Nettolöhne, sondern vielmehr die Kurs-
entwicklung an der Börse.

Wogegen Frau Merkel aber ausdrück-
lich polemisiert, ist die „Grundrente“.
Sie würde wegführen von der „Lei-
stungsbezogenheit“ und auch dem Um-
bau des Rentensystems nach amerikani-
schem Muster im Wege stehen. Denn
wenn alte Menschen, die eine unter- und
gebrochene Erwerbsbiographie haben,
dennoch sozial gesichert sind, dann ha-
ben sie eher ein Interesse an einer Um-
verteilung von Reich nach Arm als an
shareholder value. Aber ein besonderes
Herzstück von Riester ist dieser Reform-
teil sowieso nicht: die geplante Summe
von 1,8 Mrd. DM für die „soziale Grund-
sicherung“ pro Jahr sind gerade mal 4
Promille der gesamten Ausgaben der
Rentenversicherung.

Das Konzept gehört eindeutig in die
Marktwirtschaftsecke der Politik. Viel-
leicht bringt es Riester fertig, noch eini-

ge sozialdemokratische Verzierungen da-
zuzutun in der Art: „stärkere Beteiligung
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer am Produktivkapital und am Ge-
winn der Unternehmen“ (ebenfalls Ko-
alitionsvertrag). Aber mit Modernisie-
rung ohne soziale Kälte hat das wenig zu
tun.

So wird die Rechnung der Frau Mer-
kel vermutlich aufgehen. Die SPD setzt
ein Reformprojekt in die Welt, das die är-
meren Schichten der Gesellschaft auf
Dauer trifft,die „neue Mitte“ nicht über-
zeugt,und die Union kann Stimmen sam-
meln. alk

Kommentar

Neue Mitte und 
Rentenreform

Das Schröder/Blair-Papier, das der ver-
heerenden Niederlage beider Parteien
bei der Europawahl vorausging und als
Plattform dieser Pleite aufgefaßt werden
kann, wird wahrscheinlich zu Unrecht
als Einschwenken der Partei auf neoli-
berale Politik verstanden. Wenn die ana-
lytischen Orientierungen „Links” und
„Rechts” als überholte Dogmen verwor-
fen werden und wenn es heißt, Fairneß,
soziale Gerechtigkeit, Freiheit und
Chancengleichheit, Solidarität und Ver-
antwortung für andere seien zeitlose
Werte, so liegt eher der Versuch vor, eine
Lebensweise, die sich in den westlichen
imperialistischen Metropolen herausge-
bildet hat, zum Maß der Gesellschaft zu
machen. Der Komplex der objektivier-
baren und objektiven Bedingungen die-
ser als „Neue Mitte” gefeierten Lebens-
weise wird ausgeblendet. Ob als Ange-
stellte oder als an übermächtige Auf-
traggeber gebundene Selbständige, die
Repräsentanten der Neuen Mitte gewin-
nen ihr Einkommen durch Arbeit, aber es
wird immer klarer, daß ihre Lebenswei-
se auch Eigentum voraussetzt.
In der anlaufenden Rentenreform versu-
chen die politischen Repräsentanten der
Neuen Mitte, die typische Vermengung

ihrer Interessen auf größere Kreise aus-
zudehnen. Das Beispiel USA zeigt den
Weg. Die Daseinsvorsorge für Alter bzw.
Ruhestand muß auf Kapitalbeteiligun-
gen umgestellt werden. In der BRD hing
die Höhe der Renten zuerst an der Ent-
wicklung des Bruttolohns, seit Mitte der
siebziger Jahre an der Entwicklung des
Nettolohnes. In den USA hängt sie an der
Entwicklung der Dividende der Aktien-
gesellschaften. Faktisch haben auch in
der BRD bereits viele Menschen Zusatz-
versicherungen abgeschlossen, deren Er-
trag letztlich von Rate und Masse der
Profite abhängt. Die jetzige Reform wird
diesen Prozeß beschleunigen.Auch wenn
die Umschichtung viel Zeit braucht, die
politisch-ideologischen Wirkungen sind
schneller da. Wenn man sich heute um-
hört, wie die Leute über ihre Altersvor-
sorge sprechen, wird bemerkbar, wie we-
nig Lebensplanung noch auf eine Hebung
des Lohnniveaus setzen kann und wie
sehr auf renditeorientierte Vorsorge. Die
ideelle Wirkung übertrifft hier das mate-
rielle Ausmaß um Längen, denn eines ist
ganz gewiß, das Schwanken der Kon-
junkturen im Großen und die Zwi-
schenfälle des Lebens im Einzelnen wer-
den dafür sorgen, daß die Kapitalbildung
in Arbeitnehmerhand nicht ausufert. Die
nach dem Maß der Neuen Mitte allge-
mein verbindlich gemachte Form wird
die Mittel schon an die richtige Stelle
spülen. maf

Deutsche Bauindustrie
fürchtet um profitable
Geschäfte im Kosovo

Mit erfreulicher Offenheit beschrieb
erst jüngst ein Vertreter der „Heidelber-
ger Zement AG“ ihr Interesse an der Ko-
sovo-Region. Das Unternehmen be-
zeichnet sich selbst als größten Bauin-
vestor in Osteuropa. In Polen,Tschechi-
en und Ungarn hat der Konzern eigene
Produktionstätten installiert, in denen
zu Billigstlöhnen Zement produziert
wird.

Als Hauptproblem in Jugoslawien
bezeichnet der Sprecher von „Heidel-
berg Zement“ Schulte die Privatisie-
rung der Wirtschaft. Ein gravierendes
Problem für das Kapital,da es doch dar-
um geht, daß die Unternehmen „keine
Samariter sind, sondern Geld verdienen
wollen“, so Schulte.

Am Beispiel der Zementindustrie
kann deutlich gemacht werden,welchen
Abhängigkeiten beim Aufbau des Koso-
vo anstehen, gerade wenn man das mit
Blick auf die Möglichkeit betrachtet,
wie ein Wirtschaften in der Balkanregi-
on unter Bedingungen relativer Selb-
ständigkeit vonstatten gehen könnte.

In einer Untersuchung der Friedrich-
Ebert-Stiftung wird ausgeführt:

„Solange im Kosovo kein Zement für

Die Schweizer „Wochenzeitung“ (10.6.)
führte das folgende Interview mit Prof. El-
mar Altvater. Wir entnahmen den Auszug aus
dem „Frankfurter INFO“. 

WoZ: Der Westen müsse nach Beendi-
gung des Krieges einen Marshallplan
nach US-amerikanischem Vorbild für die
Balkan-Region initiieren, hat US-Präsi-
dent William Clinton vorgeschlagen. Ist
dieser historische Vergleich überhaupt
zulässig?
Elmar Altvater: Natürlich nicht. Der
Marshallplan wird immer dann ange-
führt, wenn irgendwo eine Katastrophe
angerichtet wurde und man glaubt, die-
se durch Finanzhilfen beheben zu kön-
nen … Aber dieser Plan ist ein Mythos,
der nur in der spezifischen Situation
während des Kalten Krieges funktioniert
hat. Damals waren die Wachstumsraten
überall in der Welt sehr hoch, und es gab
international keine freien Kapitalmärk-
te – diese Voraussetzungen treffen heute

Interview mit E. Altvater

Kein Marshall-
plan wird’ s
richten
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nicht mehr zu. Die Rede von einem neu-
en Marshallplan ist nichts als Ideologie.

Der deutsche Aussenminister Joseph Fi-
scher hat eine massive Unterstützung der
EU für die Region gefordert. Kann mit
entsprechenden Mitteln ein Wiederauf-
bau gelingen?
Man weiß bereits aus Bosnien, dass die
Absorptionsfähigkeit der Region gar
nicht ausreicht,um massive Geldspritzen
aufnehmen zu können. Was anschlies-
send passiert, ist auch klar: Vor allem die
Mafia wird von diesen Finanzhilfen pro-
fitieren, und am Ende gibt es eine noch
ungleichere Verteilung als jemals zuvor.

(…)

Wird der Wiederaufbau nur Kosten ver-
ursachen, oder existieren im Westen auch
ökonomische Interessen an der Region,
beispielsweise als Absatzmarkt?
Der Absatzmarkt wird nur entstehen,
wenn dort auch eine entsprechende Nach-
frage geschaffen wird. Das Geld, das in
den Balkan investiert wird, fließt sofort
wieder nach Westeuropa, zum Beispiel
nach Deutschland zurück. Das ist ein An-
kurbelungsprogramm für die deutsche
Wirtschaft, aber nicht für den Balkan.

In einer aktuellen Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung werden zwei Alternati-
ven für den Kosovo formuliert: Entweder
es kommt zu einer Art „Lagerökonomie“,
ähnlich wie in den palästinensischen

Camps im Libanon, oder der Westen fi-
nanziert den Aufbau einer Subsistenz-
wirtschaft für den Kosovo, um zu ver-
hindern, daß die Menschen „in die EU-
Arbeitsmärkte eindringen“.
Letzteres wird auf jeden Fall geschehen –
egal, was man tun wird. Denn selbst wenn
viel Geld in die Region hineingepumpt
wird und Grossprojekte errichtet  werden,

wird dies nur für kurze Zeit Arbeitsplät-
ze schaffen. Die Region ist so zerstört, daß
den Menschen dort gar nichts anderes
übrig bleibt, als sich in der Subsistenz-
wirtschaft oder in der informellen Öko-
nomie ein geringes Einkommen zu ver-
schaffen – ein Einkommen, das meistens
nicht einmal monetärer Natur ist. Die
Entwicklung wird vermutlich ähnlich

verlaufen wie in Rußland oder in den
abgekoppelten Ökonomien Afrikas
und Lateinamerikas. Dort sind rund
achtzig Prozent der Arbeitskräfte im
informellen Sektor beschäftigt, der
nicht in den Weltmarkt integriert ist …

Ein Grund für die Auflösung Jugosla-
wiens waren auch die grossen Unter-
schiede innerhalb des Landes …
Serbien ist inzwischen weitgehend
zerstört, die Infrastruktur existiert
nicht mehr. Außerdem ist es möglich,
dass selbst Rumpf-Jugoslawien nach
diesem fürchterlichen Krieg noch wei-
ter aufgeteilt wird.Das Land wird ver-
mutlich auch nicht in den Genuß von
finanzieller Unterstützung kommen.
Denn es sollen nur die „demokrati-
schen Länder“ an der Balkankonfe-
renz teilnehmen – und solange Milose-
vic und seine Nachfolger da sind, wird
Jugoslawien niemals von den Westeu-
ropäern akzeptiert. Das können sie
deshalb nicht tun, weil sie sonst ihre
Rechtfertigung für die Bombardierung
verlieren würden …Eine Karikatur der FR wird zum Plakat …

den Wiederaufbau hergestellt wird, muß
er importiert werden. Dadurch darf aber
der Aufbau von Zementwerken nicht be-
hindert werden (zumal das Land mit
Kalk gesegnet ist).Baut man sie auf,wer-
den sie auf Jahre nicht mit den Importen
konkurrieren können, da ihre volle Lei-
stungsfähigkeit wesentlich von den
gleichzeitig aufzubauenden Infrastruk-
turen und von mehrjährigen learning-
by-doing Prozessen abhängt.

Damit die Unternehmen im Kosovo
Erfolg haben können, müssen sie entwe-
der durch Abnahmegarantien,Zölle, Im-
portquoten oder durch Subventionen vor
der überlegenen Konkurrenz geschützt
unterstützt werden.“1

Daran hat das internationale Kapital
natürlich kein Interesse. Der Run auf
profitable Anlagemöglichkeiten in der
Balkanregion läuft auf Hochtouren. Je-
de Einschränkung des Kapitalflusses
wird auf heftigen Widerstand der Indu-
strie stoßen. Damit es nicht zu kurz
kommt, hat das deutsche Kapital schon
vor zwei Wochen angefangen, Institutio-
nen wie z. B. den „Firmenpool Kosovo“
zu gründen. Ziel ist es, massiv auf die
staatlichen Stellen einzuwirken, den
deutschen Unternehmen profitable Auf-
träge aus der Balkanregion zu verschaf-
fen. Denn hier gab es bisher nur Klagen.
Der Bundesverband der Deutschen In-
dustrie (BDI) beklagt die sehr schlech-

ten Erfahrungen aus Bosnien-Herzego-
wina. Im Rahmen der Bosnienhilfe hät-
te die BRD 27% der Kosten getragen, an
das deutsche Kapital seien aber nur zwi-
schen 4 und 8% der Mittel in Form von
Aufträgen zurückgeflossen. Die Schul-
digen sind schon ausgemacht. Die aus-
ländische Konkurrenz hatte ihre politi-
schen Vertreter besser im Griff.„Die Pro-
gramme wurden damals von italieni-
schen und englischen Beratern organi-
siert.“ Diesmal sei es wichtig, daß eine
„multilaterale Wiederaufbauagentur“
eingerichtet wird, wo auch deutsche Re-
präsentanten mitzureden hätten. Das
deutsche Kapital weiß,daß hier der Kon-
kurrenzdruck enorm hoch ist. Zumal
jetzt auch das amerikanische Kapital die
Früchte einfahren will. Die USA hätten
den größten Teil der Kriegskosten getra-
gen, jetzt sei es Zeit, die Ernte einzufah-
ren.

Auch wenn die Finanzierung weitge-
hend von der Europäischen Union über-
nommen werden wird, haben sich „die
Vereinigten Staaten das Recht verdient,
als gleichberechtigte Partner“ an Auf-
bauarbeiten beteiligt zu werden.Das hat
der Staatssekretär für internationale
Handelsfragen im Handelsministerium,
David Aaron, vor dem internationalen
Ausschuß des Repräsentantenhauses ge-
sagt. Mehr als 100 amerikanische Unter-
nehmen stünden bereit, um sich an den

internationalen Ausschreibungen zu be-
teiligen. Die amerikanische Regierung
erwarte, daß die EU-Kommission, die in
der Vergangenheit oft nur europäischen
Unternehmen Aufträge vermittelt habe,
die amerikanischen Unternehmen aus-
drücklich beteiligen werde.

Das US-Kapital hat sich schon recht
früh mit der Gründung der „Southeast
European Cooperative Initiative“ (SE-
CI) ein Koordinierunggremium geschaf-
fen, um bei den wichtigen internationa-
len Organisationen das führende Wort
mitzureden. IWF und Weltbank haben
nun die Umsetzung eines für den Balkan
bestimmten regionalen Verkehrs- und
Transportprogramms beschlossen, das
von der SECI ausgearbeitet wurde. Das
US-Baukapital wird sich sicher darüber
freuen.

Streit gibt es allerdings auch noch
darüber, wie die Finanzarchitektur des
Kosovo gestaltet wird. Nach Angaben
der International Herald Tribune rech-
nen die USA damit,daß der Kosovo nach
wenigen Jahren unabhängig wird. Un-
klar sei aber noch, ob dann als Währung
die DM oder der US-Dollar fungieren
wird. hav

1 Nachkriegszeit im Kosovo : Wüste oder Wirt-
schaftswunder ? / Werner Kamppeter. – Bonn,
1999. – 16 S. = 76 Kb, Text
Electronic ed.: Bonn: FES Library, 1999
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Beim Erscheinen dieser Zeitung am 23.
Juni werden im Prozeß gegen den PKK-
Vorsitzenden Abdullah Öcalan auf der
Gefängnisinsel Imrali die Anwälte Öcal-
ans ihr Plädoyer halten.Abdullah Öcalan
wird dann selber noch einmal zu seiner
Verteidigung sprechen. Sein Anwalt
Mahmut Sakar hat angekündigt, daß das
Plädoyer der Anwälte allein zu den
Rechtsverstößen in dem Verfahren und
während der Inhaftierung Öcalans über
100 Seiten betragen wird. Sakar kündig-
te nach einem Besuch bei Öcalan an, daß
dieser in seiner Verteidigungsrede das
Friedensangebot der PKK an die türki-
sche Regierung erneuern und Vorschläge
für die Beilegung des Kurdistan-Kon-
flikts vorlegen werde. Öcalan werde aber
auch über die Konsequenzen sprechen,

wenn die Türkei mit seiner Verurteilung
und Hinrichtung eine friedliche Lösung
in Kurdistan ausschlägt.

Nach der Veröffentlichung der Er-
klärung von Mahmut Sakar durch AFP
am 17. Juni stellte die türkische Regie-
rung sofort ihren Standpunkt zur Lösung
der Kurdistan-Frage dar: „Die PKK wer-
de militärisch bis zu ihrem Ende
bekämpft“, so ein Regierungssprecher.

Allgemein rechnen die Anwälte, so
auch der Verteidiger Ercan Kanar in ei-
nem Interview mit der taz, mit der To-
desstrafe. Die faschistische MHP hatte
die Hinrichtung Öcalans zu ihrem Wahl-
slogan gemacht. Ihr Vorsitzender Bahce-
li, Mitglied der neuen Regierung, forder-
te wieder die schnelle Hinrichtung Öcal-
ans.Dieser Forderung schlossen sich jetzt

Zehntausende demonstrierten

Frieden für Kurdistan
Freiheit für Öcalan
In Lyon (2 000),  Den Haag (2 000),
Kopenhagen, Berlin (1 000), Köln
(5 000), Nürnberg (6 000 bis 8 000,  die
Polizei sprach von 4 000, Bild oben)
und Hamburg (10 000, Bild unten)
fanden am 19. Juni Demonstrationen
für Frieden in Kurdistan, Demokra-
tie in der Türkei und gegen das dro-
hende Todesurteil gegen Abdullah
Öcalan statt. In Hamburg hatte die
„Türkische Initiative zur Verteidi-
gung des Lebens von Abdullah
Öcalan tags zuvor vor ca. 800 Men-
schen ein Internationales Symposi-
um mit Uri Avnery, israelischer
Schriftsteller und Aktivist beim Isra-
elischen Friedensblock; Ebrahim Is-
mail Ebrahim, ANC-Mitglied und Ab-
geordneter im südafrikanischen Par-
lament; Ercan Kanar, Rechtsanwalt
und einer der Prozeßbevollmächtig-
ten von Abdullah Öcalan; Haulk Ger-
ger, türkischer Schriftsteller und u.a.
Gründungsmitglied des türkischen
Menschenrechtsvereins IHD; Nor-
man Paech, Völkerrechtler und Mit-
unterzeichner der internationalen
Initiative „Freiheit für Abdullah
Öcalan – Frieden für Kurdistan“.

Auf der Kundgebung in Nürnberg
unterstützte die PDS-Bundestagsab-
geordnete Eva Bulling-Schröter die
Forderungen der Demonstration und
verlangte von der Bundesregierung
Aktivitäten in diesem Sinne. Immer
wieder erklärten Sprecher auf der
Kundgebung, daß mit deutschen Waf-
fenlieferungen kein Friede geschaffen
werden kann. Im Vorfeld hatte die
bayerische Polizei die Autobahnen
und Zufahrtsstraßen nach Nürnberg
abgeriegelt und alle Busse und Autos
mit kurdisch aussehenden Menschen
kontrolliert. Etwa 120 Leute wurden
zur Personalienfeststellung festge-
nommen. Die Demonstration konnte
wegen der Kontrollen erst mit drei-
stündiger Verspätung beginnen. Der
letzte Bus stieß erst kurz vor dem
Kundgebungsplatz zur Demonstrati-
on, etwa 40 Busse kamen gar nicht
durch. Die Demonstration hatte in
Karlsruhe stattfinden sollen. Die
Stadt hatte diese nach langem Hin
und Her schon genehmigt, da schritt
das baden-württembergische Innen-
ministerium anderthalb Tage vor der
Demonstration ein und ließ die Ver-
anstaltung verbieten. Das Karlsruher
Verwaltungsgericht und der VGH
Mannheim bestätigten das Verbot, da
„es zu Verstößen gegen das Vereins-
verbot“ kommen könne. In Karlsruhe
wartete ein großes Polizeiaufgebot
auf anreisende Kurden vergebens.

rub/Red.
•

Bild: res

Plädoyers von Öcalan und Verteidigung

Öcalan wird friedliche Lösung
in Kurdistan fordern
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Yilmaz,Vorsitzender der Anap, und Cil-
ler, Vorsitzende der Partei des Rechten
Weges, an. Bei einem Todesurteil würde
sich nun eine Mehrheit des türkischen
Parlaments und der Regierungskoalition
für die Hinrichtung Öcalans ausspre-
chen.

Kurz vor Ende des Prozesses auf Im-
rali stimmte eine Mehrheit des türki-
schen Parlaments mit einer Verfassungs-
änderung für eine „Reform“ der Staats-
sicherheitsgerichte. Der Militärrichter
soll aus ihnen entfernt und durch einen
zivilen Richter ersetzt werden. Diese
Sondergerichte waren nach dem faschi-
stischen Militärputsch 1980 eingerichtet
worden. Damit versucht die Türkei, einer
Forderung des Europäischen Menschen-
rechtsgerichtshofes von 1988 und des
Europäischen Parlaments vom Dezem-
ber letzten Jahres nachzukommen und
der Kritik an der Existenz und Praxis
dieser Gerichte den Wind aus den Segeln
zu nehmen. Die türkische Regierung be-
absichtigte auf jeden Fall mit dieser Eil-
entscheidung, daß der Grund für eine
mögliche formale Beschwerde über das
Verfahren gegen Öcalan beseitigt wird,
da Militärrichter mit europäischem
Recht unvereinbar sind. Der Militärrich-
ter in Öcalans Verfahren soll durch einen
Zivilrichter, der als Beisitzer am bisheri-
gen Verfahren teilgenommen hatte, er-
setzt werden. Der Oberstaatsanwalt
beim Staatssicherheitsgericht Ankara
mißbilligte die Entscheidung und be-
zeichnete die Entfernung der Militär-
richter „als großen Verlust für die Tür-
kei“.

Der amtierende Vorsitzende des türki-
schen Menschenrechtsvereins IHD, Na-
zim Gür, bezeichnete die Verfassungsän-
derung als „Kosmetik“ und forderte die
endgültige Abschaffung der Sonderge-
richte. Die 20 Staatssicherheitsgerichte
in der Türkei sind nur zuständig für Ver-
fahren gegen „Straftaten, die gegen die
unteilbare Einheit von Staatsgebiet und
Staatsvolk, gegen die freiheitliche, sa-
kuläre Ordnung und gegen die Republik
begangen werden und die innere und
äußere Sicherheit des Staates unmittel-
bar betreffen“. Seit dem Militärputsch
haben sie gegen Zehntausende von Op-
positionellen verhandelt,allein in diesem
Jahr wurden 7.000 neue Verfahren von ih-
nen eröffnet. Akin Birdal, der bisherige
Vorsitzende des türkischen Menschen-
rechtsvereins, wurde vor kurzem vom
Staatssicherheitsgericht in Ankara ver-
urteilt,weil er öffentlich für das Ende des
Krieges zwischen der türkischen Armee
und der PKK und die Rechte der Kurden
eingetreten war. Jetzt mußte er seine
Haftstrafe antreten, trotz schwerer ge-
sundheitlicher Schäden infolge des At-
tentats vom letzten Jahr gegen ihn.

Der Europäische Menschenrechtsge-
richtshof wird sich trotz der Abschaffung
der Militärrichter mit einer ganzen Lat-
te von Rechtsverletzungen in dem Ver-
fahren gegen Öcalan bis hin zur Lynch-
justiz gegen die Anwälte beschäftigen

müssen. Das wird hoffentlich eine Voll-
streckung der Todesstrafe verzögern.

Es bleibt zu hoffen, daß die europäi-
schen Staaten gegen eine Vollstreckung
der Todesstrafe gegen Öcalan intervenie-
ren. Die Hoffnung ist vage, schließt die
Türkei doch gerade zahlreiche Millio-
nenverträge für neues Rüstungsmaterial,
Panzer,Kampfhubschrauber usw.ab. rub

Spanien: Plus für „Euskal Herritarrok“

Auch außerhalb des
Baskenlandes zugelegt
Von Ralf Streck, San Sebastian

Bei den Wahlen in der Provinz Navarra, den
Kommunalwahlen im Baskenland und den
Wahlen zum Europaparlament setzte „Eus-
kal Herritarrok“ (Baskische Bürger) den
Höhenflug fort.

Das der Untergrundorganisation ETA
nahestehende Wahlbündnis „Euskal
Herritarrok“ EH) sieht sich als Gewin-
ner des letzten Sonntags bei der Abstim-
mung über das Regionalparlament. In
Navarras, das nicht zu den drei „Auto-
nomen Baskischen Provinzen“ gehört,
haben die „Baskischen Bürger“ ihren
Stimmenanteil auf 16 Prozent erhöht
und acht Sitze erobert. Im Stadtparla-
ment von Pamplona wurde EH mit 19
Prozent sogar zweitstärkste Fraktion.
Das Ergebnis der Partei „Herri Batasu-
na“ (HB), aus der das Bündnis im letzten
Jahr hervorging, wurde fast verdoppelt
und der Anspruch auf Eingliederung Na-
varras ins Baskenland wurde gestärkt.

Die Volksunion Navarras (UPN), die
der in Madrid regierenden Volkspartei
(PP) nahesteht, gewann zwar fünf Sitze

hinzu, doch ging das zu Lasten ihres Ko-
alitionspartners Demokratische Konver-
genz (CDN), die als Mehrheitsbeschaffer
nicht mehr taugt. Die UPN müßte eine
Koalition mit den Sozialisten (PSOE)
eingehen, aber deren Leitungsmitglied
José Luis Uriz würde lieber eine Regie-
rung mit anderen Parteien bilden.Vorbild
könnte die EH-gestützte Minderheitsre-
gierung im Baskenland sein. „Wir haben
unsere Identität als linke Partei ver-
nachlässigt“, gestand Uriz, die Bevölke-
rung sieht EH inzwischen als linke Kraft,
und eine Konsolidierung dessen wäre für
uns gefährlich.“

Diese Einschätzung wird durch die
Ergebnisse von Europa- und Kommu-
nalwahlen gestützt. Zwar wird das
Bündnis EH auch weiterhin nur einen
Sitz im EU-Parlament haben, doch der
Zuwachs von über 125000 Stimmen ist
erheblich.Etwa zehn Prozent ihrer Stim-
men erhielten die „Baskischen Bürger“
übrigens außerhalb des Baskenlandes
und Navarras. Knapp 20000 kamen aus
Katalonien, rund 4000 aus Valencia, gut
2500 aus Madrid.

Gewinne erzielte EH auch in den
Kommunen. In San Sebastian legte man
um 5 auf 20 Prozent zu, in Hernani, To-
losa und anderen Städten erreichte man
gar die absolute Mehrheit. EH und ETA
sehen dadurch ihr Eintreten für einen
Dialog über den baskischen Konflikt und
das Selbstbestimmungsrecht der Basken
belohnt.

Die Volkspartei unter Regierungschef
José Maria Aznar wurde offensichtlich
für ihre Halsstarrigkeit im Friedenspro-
zeß bestraft, obwohl Aznar kurz vor den
Wahlen noch medienwirksam hatte
durchsickern lassen, es gebe einen direk-
ten Kontakt zur ETA.Vor den spanischen
Wahlen nächstes Jahr wird der Premier
sein Verhältnis zum baskischen Problem
wohl noch einmal überdenken müssen.

Vereinigte Europäische Lnke – Nor-
dische Grüne im Europaparlament
Der Einzug der PDS in das Europapar-
lament bedeutet für die Fraktion der
„Vereinigten Europäischen Linken –
Nordische Grüne“ (KVEL) vor allem ei-
ne wichtige qualitative Stärkung.Ange-
sichts großer Aufgaben, die ohne enge
Verbindung zwischen den Widerstands-
kräften in den Mitgliedsländern nicht zu
bewältigen sind – sei es im Kampf gegen
neoliberale Wirtschaftspolitik, für De-
mokratisierung und nicht zuletzt gegen
Militarisierung und Krieg – ist es von
großer Bedeutung, daß nun auch aus der
europäischen Hauptmacht Deutschland
eine konsequente Oppositionskraft par-
lamentarisch vertreten ist. Die Fraktion
zählt gegenwärtig 35 Sitze (von insge-
samt 626): je 6 aus Frankreich (KPF),Ita-
lien (4 Rifondazione,2 Italienische Kom-
munisten) und Deutschland (PDS),5 aus
Griechenland (3 KKE, 2 Synaspismos), 4

aus Spanien (Vereinigte Linke), 3 aus
Schweden (Linkspartei), 2 aus Portugal
(Kommunisten), je 1 aus den Niederlan-
den (neu, Sozialistische Partei), Däne-
mark neu, Sozialistische Volkspartei)
und Finnland (VAS). Es ist nicht ausge-
schlossen, daß die Fraktion Anziehungs-
kraft auch auf andere Linke im Europa-
parlament entwickelt.Die Auseinander-
setzung um Krieg und Frieden wird da-
bei eine große Rolle spielen. Die Grünen
haben insgesamt zugelegt; in einigen
Ländern, in denen sie Stimmen gewan-
nen, haben die Kriegsbefürworter den
Kurs nicht bzw. nicht so eindeutig be-
stimmen können wie bei den deutschen
Grünen oder den französischen mit dem
Oberkrieger Cohn-Bendit. Umgekehrt
gehören der KVEL aber auch Abgeord-
nete aus Parteien an, die an der Regie-
rung beteiligt und insofern für den NA-
TO-Eroberungskrieg mitverantwortlich
sind. Das Europäische Parlament kon-
stituiert sich am 20. Juli. scc
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Mexiko-Stadt, Mai 1999, alai-Poonal- Ana
María Aragonés ist Historikerin, Forscherin
und Dozentin für Ökonomie an der Autono-
men Mexikanischen Nationaluniversität
(UNAM). 1995 bat die Zapatistische Armee
der Nationalen Befreiung (EZLN) Aragonés,
sich ihrem BeraterInnenkreis anzusch-
ließen. Zwei Jahre lang nahm sie an den Ge-
sprächen zwischen Zapatisten und Regie-
rung teil, bis die BeraterInnengruppe aufge-
löst und der Dialog suspendiert wurde. An-
schließend gründete die Wissenschaftlerin
mit anderen das BürgerInnennetz zur Un-
terstützung der zapatistischen Sache. Mit
Aragonés sprach die argentinische Journa-
listin Adriana Atán.

Wie ist die Lage der zapatistischen Be-
wegung?
Sehr verzweifelt. Die Zapatisten sind
sehr erschöpft,und die Regierung will sie
fertigmachen.

Warum?
Weil einer der Vorschläge des Zapatismus
die Demokratie ist. Mexiko hat 70 Jahre
mit einer Partei, der Revolutionären In-
stitutionellen Partei (PRI),gelebt,die den
Machtwechsel nie erlaubt hat und die die
Macht nicht lassen will. Die ganze Büro-
kratie, die sich jahrelang von der Regie-
rung ernährte, sieht den Zapatismus
zweifellos als Gefahr.

Wie bekämpft die Regierung die Zapati-
sten?
Auf eine ziemlich grausame Art – den
schmutzigen Krieg. Nach und nach
sickern die Militärs in die Gemeinden
ein. Laut dem Gesetz zur Eintracht und
Befriedung (in Chiapas) ist der Armee
das Eindringen in das zapatistische Ge-
biet verboten.Trotzdem befindet sich ein
Drittel der gesamten mexikanischen
Streitkräfte in Chiapas. Außerdem ver-
sucht die derzeitige Regierung, Rivalität
zwischen den Gemeinden zu säen. Den
einen gibt sie Land, den anderen nicht.
Dazu kommt die Geißel der Paramilitärs,
die den Frieden unter den Indígenas ver-

hindert.
Warum vernichtet die Regierung den Za-
patismus nicht endgültig?
Weil das ihr internationales Image
schwer schädigen würde. Es handelt sich
um eine in starken Mißkredit gebrachte
Regierung: Zum ersten Mal in der Ge-
schichte Mexikos hat die UNO das Land
aufgefordert, die Menschenrechte zu be-
achten. Wenn die Regierung die zapati-
stische Bewegung durch Bombenwerfen
vernichten oder Marcos umbringen wür-
de,dann bedeutete das eine Einmischung
der Großmächte in Mexiko (Anm.der Re-
daktion alai-Poonal: eine sehr gewagte
Einschätzung).

Sieht sich der Zapatismus als Guerilla-
bewegung?
Sie sagen, sie sind eine andere Guerilla,
weil sie die friedliche Änderung der Ge-
sellschaft suchen. Man muß daran erin-
nern, daß sie den bewaffneten Kampf ge-
stoppt haben, obwohl sie Waffen haben.
Normalerweise bleiben alle Guerilla-
gruppen auf diesem Weg.Sie dagegen su-
chen eine politische Lösung.

Wie soll die aussehen?
Die Idee ist, eine politische Gruppe zu
bilden, die ein ethisches Regierungsmo-
dell hat und einen Demokratievorschlag,
wo es einen von der Zivilgesellschaft ver-
einbarten Machtwechsel gibt. Die Ab-
sicht ist, in koordinierter Form zusam-
men mit den gesellschaftlichen Gruppen
für eine neue internationale Wirtschafts-
ordnung zu kämpfen, die für alle ein
Dach über dem Kopf, Gesundheit, Bil-
dung und Arbeit garantiert.

Warum betreten die Zapatisten nicht di-
rekt das politische Feld?
Weil sie überhaupt keine Sicherheit ha-
ben, das unter normalen Bedingungen
machen zu können. Die Regierung wie-
derholt: „Ihr habt zugesagt, Euch dem
politischen Kampf zu stellen und stellt
Euch nicht,also wollt Ihr nicht.“ Sie wol-
len,sie haben kein Interesse,mit den Waf-

fen weiter-
zukämpfen.
Aber sie werden
sie nicht über-
geben, bis es
nicht bestimm-
te Sicherheiten
gibt. Die Regie-
rung hat verein-
barte Verpflich-
tungen nicht
eingehalten.
Niemand ga-
rantiert ihnen,
daß sie nicht
von den Para-

militärs umgebracht werden, wenn sie
die Klandestinität verlassen.

Was hat sich in Mexiko mit dem Auftau-
chen des Zapatismus geändert?
Ich würde sagen, wir haben gelernt, daß
das Monster PRI gestürzt werden kann.
Eine Sache war es,daß das Sektierertum,
in dem wir verschiedenen sozialen Grup-
pen lebten, langsam aufgebrochen wur-
de.

Nach 70 Jahren einer völlig korpora-
tivistischen Regierung, in der das Modell
darin bestand, uns einzuschließen, ohne
uns artikulieren zu lassen, haben wir
Kontakt miteinander aufgenommen.Das
hat der PRI natürlich einen Schlag ver-
setzt,und mir scheint,die Möglichkeit ei-
nes Regierungswechsels ist da.

Hat das Auftauchen des Zapatismus die-
se Entwicklung beschleunigt oder er-
laubt, sie zu beginnen?
Es hat sie beschleunigt, denn in gewisser
Weise gab es sie schon. Aber jetzt ist ei-
ne größere Offenheit der Gesellschaft be-
merkbar. Es ist einfacher, ein Treffen für
irgendetwas zu organisieren. Die Leute
kommen dahin, sogar Leute,die sich vor-
her für nichts interessierten. Ich denke,
das ist etwas, wo der Zapatismus viel ge-
holfen hat.

Sieht die EZLN ihr Projekt heute als rea-
lisierbar an?
Dann,wenn wir alle bereit sind zu kämp-
fen.Was deutlich ist: Dieses Modell – das
einen großen Teil der Welt ausschließt –
führt uns in den Ruin und zu einer Si-
tuation ungeheurer Armut in fast allen
Ländern. Die Leute beginnen schon, zu
sagen: „So können wir tatsächlich nicht
weitermachen“. Natürlich ist es mehr als
schwierig, sich den großen Machtgrup-
pen entgegenzustellen. (Aber) die PRI
verbraucht sich, und wenn wir diesen
Moment der Schwäche nicht ausnutzen,
verpassen wir meiner Meinung nach die
Zeit für den Wechsel.

Welches Echo hat der Zapatismus auf in-
ternationaler Ebene gehabt?
Anfangs gab es viele Hilfe,und viele Län-
der schlossen sich diesem Kampf in So-
lidaritätsgruppen an. Aber mit der Zeit
wird die Hilfe geringer, und das Thema
nutzt sich ab. Das ist das, was die Regie-
rung will. •

Ein Interview mit Ana María Aragonés

Ein Blick auf den Zapatismus

Regierungstruppen in Chiapas



USA: Streit um Festrede von
Mumia Abu-Jamal
Olympia (epd/ND)- Um eine Festanspra-
che des zum Tode verurteilten schwarz-
en Häftlings Mumia Abu-Jamal ist am
Wochenende in den USA Streit ent-
brannt. Bei der Diplomverleihung des
Evergreen College von Olympia (Staat
Washington) war eine Rede des früheren
Bürgerrechtsaktivisten vom Tonband ab-
gespielt worden. Die Studenten dieser
Schule suchen die Festredner traditionell
selbst aus. Der Gouverneur von Wa-
shington sagte wegen der Rede Abu-Ja-
mals seine eigene geplante Ansprache ab.
Abu-Jamal sagte in der Ansprache, daß
unterdrückte Menschen das Recht zur
Revolution hätten. US-Amerikaner sei-
en schließlich auch von der Rechtmäßig-
keit ihrer Revolution gegen England
überzeugt.

ILO Konvention gegen Kinderarbeit
Die 174 Mitgliedstaaten der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) haben
bei ihrer Jahreskonferenz einstimmig ei-
ne Konvention gegen die schlimmsten
Formen von Kinderarbeit verabschiedet.
Sie verbietet Kinderprostitution, die
Zwangsrekrutierung minderjähriger
Soldaten und den Einsatz von Kindern
für gesundheitsgefährdende Arbeiten.
Als Kinder gelten alle Mädchen und Jun-
gen bis 18. Die Konvention verpflichtet
die Unterzeichnerstaaten, sofortige
Maßnahmen gegen die schlimmsten For-
men von Kinderarbeit zu ergreifen. Da-
zu gehört auch die Bestrafung von kri-
minellen Arbeitgebern. In der Debatte
über den Text hatte es anfangs Mei-
nungsverschiedenheiten über die Defini-
tion von „gefährlichen Arbeiten“ und
den Einsatz minderjähriger Soldaten ge-
geben. Indien und andere Entwicklungs-
länder setzten durch, daß jede Regierung
selbst bestimmen kann, welche Tätigkei-
ten sie als gefährlich einstuft. Die Ame-

rikaner sorgten außerdem dafür, daß ein
generelles Verbot von Minderjährigen in
der Armee in ein Verbot der Zwangsre-
krutierung von Minderjährigen umge-
wandelt wurde.

Chile: Großkonzert für die
Menschenrechte
Santiago, 6. Juni 1999, recosur-Poonal –
Vor mehr als 40.000 Personen im chileni-
schen Nationalstadion endete die XIX.
Internationale Woche der Verhafteten-
Verschwundenen mit einem Konzert ver-
schiedener Gruppen. Das Motto der Ver-
anstaltung war „Gerechtigkeit, nicht
mehr, aber auch nicht weniger“. Die
Mehrheit der TeilnehmerInnen des Kon-
zertes waren Jugendliche, die mit Plaka-
ten „Nein zur Straffreiheit“ oder „Wahr-
heit und Gerechtigkeit“ in den Händen
zu den Liedern und zur Musik der Lie-
dermacherInnen, Hiphop- und Rock-
gruppen sangen und tanzten. In einem an
die Medien verteilten Brief warnte Sola
Sierra von der veranstaltenden Gruppe
der Familienangehörigen Verhafteter-
Verschwundener vor den Versuchen, die
Menschenrechtsverletzungen der Ver-
gangenheit zu einer „archäologischen
und administrativen Wahrheit“ werden
zu lassen, die, statt das Problem zu lösen,
es erschwere und die Straffreiheit prä-
sent sein lasse.

Uruguay: Erneut Kritik der
Konservativen an NATO
Montevideo/London, 5. Juni 1999, com-
cosur-Poonal – Nach Außenminister
Opertti hat ein weiterer uruguayischer
Spitzenpolitiker aus den Reihen der kon-
servativen Regierungskoalition das Vor-
gehen der NATO auf dem Balkan kriti-
siert. Der Präsidentschaftskandidat der
regierenden Colorado-Partei, Jorge
Batlle, erklärte in London, die Auswir-
kungen der brasilianischen Krise seien
„viel geringer“ als die Effekte „der Kri-

se im Balkan“. Batlle vor Jour-
nalisten: „Mich bestürzt es sehr,
daß die Europäer überall Bomben
abwerfen, ohne sich darüber Gedan-
ken zu machen, welche Folgen ihr Han-
deln für den Rest der Welt haben kann.“
Weiter führte er aus: „Von welcher War-
te aus betrachten sich die Europäer un-
serem Mercosur gegenüber als überle-
gen, wenn sie Kinder, Frauen und Alte
unter dem Vorwand ermorden, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit stoppen
zu wollen? Und sie tun es, ohne die Kon-
sequenzen zu betrachten, die ein Vorge-
hen der größten Militärmacht in der Ge-
schichte der Menschheit gegen ein klei-
nes Land – sei es nun von einem Tyran-
nen beherrscht oder nicht – auf das künf-
tige Zusammenleben auf diesem Plane-
ten hat.“ Batlle schloß mit der Bemer-
kung: „Wenn die Führer jegliche morali-
sche und rechtliche Grenze überschrei-
ten, um eine Polizeirolle auszuüben, die
ihnen niemand zugestanden hat,mit wel-
cher Autorität können sie von den am we-
nigsten entwickelten und schwächsten in
Zukunft irgendetwas verlangen?“

London: Karneval gegen den 
Kapitalismus
Was als fröhlicher „Karneval gegen den
Kapitalismus“ geplant war, endete als
Belagerung der City of London. Die Me-
tropole erlebte am vergangenen Freitag
nachmittag die seit Jahren schwersten
Zusammenstöße zwischen Demonstran-
ten und Polizei. 46 Menschen mußten mit
Verletzungen ins Krankenhaus eingelie-
fert werden, zwei Demonstranten wur-
den von Polizeiwagen überrollt.Eine we-

nig bekannte Organisation namens J 18
hatte zu der Protestkundgebung aufge-
rufen, an der rund 4000 Demonstranten
teilnahmen. Die 400 Händler der Londo-
ner Terminbörse Liffe wurden zum Ver-
lassen ihres Gebäudes aufgefordert und
mußten den Nachmittagshandel unter-
brechen. Rauchbomben wurden in das
Liffe-Gebäude geworfen, die Feuermel-
der auslösten. Demonstranten drangen
in den Eingangsbereich und richteten be-
achtlichen Schaden an. Ein McDonald-
Restaurant wurde verwüstet. Und auch
eine Mercedes-Niederlassung wurde be-
schädigt. Zehn Demonstranten drangen
in die britische Lloyds TSB Bank ein und
ketteten sich drei Stunden lang fest.

Zusammenstellung: hav
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Anti-Kriegsmarsch in Washington und anderen Städten: 10000 Menschen de-
monstrierten am 5. Juni mit einem Marsch vom Vietnam-Veteranen-Denkmal
zum Pentagon, um gegen den Krieg auf dem Balkan zu protestieren. Aufgeru-
fen zu der Aktion hatte u.a. das International Action Center, das von dem ehe-
maligen amerikanischen Justizminister Ramsey Clark geleitet wird. Gleichzei-
tig fanden Proteste in San Francisco, London, Prag, vor der Aviano-Luftwaf-
fenbasis in Italien, in Amsterdam und anderen Städten statt.
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Köln. 10 000 Menschen demonstrierten am 19. Juni gegen den Weltwirtschaftsgipfel. Gegen
Armut, Rassismus und Krieg formierte sich ein Demonstrationszug durch die Innenstadt,
darunter viele Kurdinnen und Kurden. Die Veranstalter hatten mit mehr Teilnehmern ge-
rechnet. An der Menschenketten der christlichen Kampagne „Erlaßjahr 2000 – Entwicklung
braucht Entschuldung“ beteiligten sich mehrere zehntausend Menschen. jöd

100 Jahre krumme
Dinger
Eine-Welt-Initiativen
führen derzeit eine
Kampagne für Bana-
nen aus fairem Handel
durch. Am 30. März
feierte Chiquita den
100. Geburtstag. Der Konzern, der mit
Dole und Del Monte 80% des Bananen-
Weltmarktes kontrolliert,preist heute an,
daß sein Label „nicht nur für ge-
schmackliche Qualität, sondern auch für
soziale Verantwortung und Umwelt-
schutz“ stehe. Die Bananen-Kampagne
nimmt ihn beim Wort und fordert den
Konzern auf: • Die unrühmliche Ge-
schichte aufzuarbeiten und Konsequen-
zen daraus zu ziehen. • Verhandlungen
mit dem Dachverband der lateinameri-
kanischen Bananenarbeitergewerk-
schaften (COSIBA) über die Durchset-
zung von Gewerkschafts- und Arbeits-
rechten zu beginnen und diese Rechte an-
zuerkennen. • Die giftigsten Pestizide
nicht länger einzusetzen und die Planta-
gen im Dialog mit Umweltorganisatio-
nen vor Ort umweltverträglich umzuge-
stalten. • In den vom Hurrikan Mitch
zerstörten Bananenregionen einen um-
welt- und sozialverträglichen Wieder-
aufbau zu beginnen, der über reine Ka-
tastrophenhilfe hinausgeht.

Karawane indischer Landarbeiter
klagt europäische Konzerne an
Leverkusen. Am 18. Juni demonstrierten
500 indische Bauern vor dem Bayer-Werk
gegen ungerechten Welthandel, gefährli-
che Pestizide und den Einsatz von Gen-
technik in der Landwirtschaft. Zuvor
hatten sie als „Internationale Karawane
für Solidarität und Widerstand“ (ICC) in
vier Wochen 12 europäische Länder be-
sucht. Den Abschluß bildeten die Prote-
ste anläßlich des G7-Gipfels. Nanjunda
Swamy, Präsident der 10 Mio. Mitglieder
zählenden indischen Bauernorganisati-
on KRRS, hat die Aktion initiiert. „Wir
wollen den Regierungen,transnationalen
Konzernen und den internationalen Or-
ganisationen im Norden direkt vor Ort
unsere Ablehnung ihres Ausbeutungs-
systems zeigen“,erklärt der 63jährige Ju-
rist. „Gentechnik führt zur Kontrolle un-
seres Lebens durch die Agrarkonzerne“.
Speziell von Bayer fordert die Karawane,
den Verkauf von gefährlichen Pestiziden
und Pharmazeutika in Indien einzustel-
len und keine gentechnisch veränderten
Produkte einzuführen. Die Unterstüt-
zung der Proteste durch das Sozialrefe-
rat des evang. Kirchenkreises untersagte
der Superintendent von Leverkusen nach
einer Intervention des Pressesprechers
von Bayer. Der Konzern versuchte auch,
jegliche Demonstration in der Nähe des
Werkes verbieten zu lassen. Die Aktion
wurde unterstützt von kritischen Be-
triebsräten, 3. Welt-Gruppen und Anti-
Gentechnik-Initiativen. Quelle: CL-Netz

Klasse demonstriert gegen die
Abschiebung einer Schülerin
Hannover. 150 Jugendliche haben vor
dem niedersächsischen Innenministeri-
um in Hannover gegen die Abschiebung
ihrer Mitschülerin Ngoc Than protestiert.
Das 13 Jahre alte vietnamesische
Mädchen sollte nach den Forderungen
der Behörden am 15. Juni zusammen mit
ihrer Familie aus der Bundesrepublik
ausgewiesen werden. In Ngocs Heimatort
Sehnde forderten mehr als tausend Men-
schen mit ihrer Unterschrift einen Stop
der Abschiebung. Innenminister Heiner
Bartling (SPD) erklärte, er werde den
Landkreis Hannover auffordern, die Ab-
schiebung zunächst auszusetzen. dpa

Gegen die Abschaffung des Landes-
ausländerbeirats
Frankfurt/Main. Die Kommunale Aus-
ländervertretung (KAV) hat sich in ihrer
Plenarsitzung am 7. Juni gegen die Pläne
der Landesregierung ausgesprochen:
„Die KAV bewertet die Absicht der neu-
en Landesregierung, den Landesauslän-
derbeirat abzuschaffen, als einen inte-
grationspolitischen Rückschritt und ei-
nen Versuch, die demokratische Selbst-
vertretung der Zuwanderer in Hessen
schrittweise auszuhebeln. Mit Aus-
drücken wie „ganzheitlicher Integrati-
onsansatz“ wird die erfolgreiche Arbeit
der Ausländerbeiräte auf Landesebene in
Abrede gestellt. Für die Abschaffung des
Landesausländerbeiratsgesetzes, das
erst am 1.1.1999 in Kraft getreten ist,
werden die Auswirkungen der restrikti-
ven Ausländerpolitik der letzten 16 Jah-
re, nämlich die verhinderte Integration
der Zuwanderer, als Argumente genannt.
Anstatt die Rechte und Befugnisse der
demokratisch legitimierten Interessen-
vertretung der Zuwanderer auszubauen,

sollen mit Hilfe von ernannten Gremien
unsere Interessen definiert werden. Die-
ser Entwicklung wollen wir nicht taten-
los zusehen …“ aus der Erklärung, udi

Widerstand gegen öffentliches
Gelöbnis von Soldaten
Stuttgart. Am 15. Oktober will die Bun-
deswehr 1000 Rekruten öffentlich ihren
„Schwur auf Treue und Tapferkeit fürs
deutsche Vaterland“ leisten lassen. Frei-
willige Polizeireserve, private Sicher-
heitsdienste, ABM-Kräfte auf Streife in
Parks, marschierende Soldaten in der
Stadtmitte – die Öffentlichkeit soll an den
Anblick von Uniformen gewöhnt werden.
Bei dem bislang einzigen öffentlichen
Gelöbnis in Stuttgart hat es 1980 massi-
ve Proteste gegeben. 5000 gingen damals
auf die Straße. Das Treffen „Ja-Stören-
Gelöbnis“ will am 30. Juni Protestmaß-
nahmen dagegen diskutieren.

Lokalberichte Stuttgart, 18.6.

Ultrarechter Stadtrat tritt zurück
Moosburg. Enthüllungen der VVN-BdA
und der Bündnisgrünen haben in der
Stadt Moosburg und darüber hinaus be-
trächtlichen Staub aufgewirbelt. Ent-
tarnt wurde der Moosburger Stadtrat der
„Freien Wähler“, Herbert Tiedemann, als
ein in der internationalen Naziszene
gerühmter Geschichtsrevisionist. Dieser
versuchte zuerst, sich auf die „Mei-
nungsfreiheit“ herauszureden; außerdem
habe er die Sachen ja vor seiner Stadt-
ratstätigkeit geschrieben. Recht schnell
gaben die „Freien Wähler“ dann doch
dem zunehmenden öffentlichen Druck
nach. Tiedemann legte sein Mandat nie-
der. Es ist durchaus möglich, daß die ins
Blickfeld gerückten Veröffentlichungen
auch noch strafrechtliche Konsequenzen
haben können. VVN BdA LV Bayern
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„kein mensch ist illegal“
2. Grenzcamp vom 7. bis 15. August
Zum zweiten Mal wird die Kampagne „kein
mensch ist illegal“ an die Grenze zwischen
Polen, Tschechien und Deutschland ziehen.
Vom 7. bis zum 15. August 1999 treffen sich
bei Zittau nur wenige Meter von der Grenze
entfernt Hunderte von Aktivisten aus vielen
verschiedenen Ländern. 

Die Territorialgrenzen mancher Natio-
nalstaaten werden zur Zeit ersetzt durch
neue Grenzen, die nicht nur als Demar-
kationslinien zwischen Wohlstand und
Armut fungieren: Mobilität und Bewe-
gungsfreiheit sind ein Privileg, das wie-
derum neue Abhängigkeits- und Aus-
beutungsverhältnisse stiftet.

Das Grenzregime besteht nicht mehr
aus den herkömmlichen Befestigungsan-
lagen. Grenzen markieren vor allem Zo-
nen, in denen neue Kontroll- und Über-
wachungstechnologien erprobt werden.
Grenzen falten und verschieben sich: im
Landesinneren und in Drittländern, In-
nenstädten und überregionalen Ver-
kehrswegen, Bahnhöfen, Computern und
Behörden. Das ganze Land ist Grenzge-
biet. Die Kontrollen sind überall ver-
dachtsunabhängig und es sind Gesichts-
kontrollen.

Um die neuen Grenzen durchzusetzen,
schürt die Politik ein Klima von Verunsi-
cherung und Verrat, das Zustimmung zu
den bevölkerungspolitischen Aus- und
Einschlußkriterien herbeiführen soll.
Grenze beinhaltet heute nicht nur Hoch-
rüstung paramilitärischer Patrouillen
und drakonische Strafen für Grenzdelik-
te, sondern auch Denunziationsappelle,
gezieltes Schüren von Ressentiments und
in vieler Hinsicht nichts anderes als Ge-
hirnwäsche: Die einst heroisierte Gestalt
des Fluchthelfers wird in der Eigenre-
klame der Grenzschützer umgedeutet
und ist heute als „Schlepper“ oder
„Schleuser“ Staatsfeind Nummer Eins.

Das 99er Camp ist der nächste Versuch,
der Verschleierungs- und Denunziations-
kampagne zu widersprechen und gleich-
zeitig alle Menschen zu unterstützen, die
sich dieser Maschinerie widersetzen wol-
len oder müssen. Unsere Mittel sind Auf-
klärung und sachliche Information, aber
auch taktische Experimente,hinterhälti-
ges Amusement und gezielte Irritationen.
Unsere Absicht ist, wirksame Gegen-
maßnahmen zu entfalten, die die Bar-
barei des herrschenden Grenzregimes
nicht nur bloßstellen, sondern wo immer
möglich Einhalt gebieten.

Der Kampf gegen Grenzen ist ein
Kampf gegen Infrarotkameras, Pla-
stikfesseln und Grenzschleier. Aber auch
gegen Borniertheit, Ressentiment und
Rassismus. Aus dem Aufruf der

Kampagne „kein Mensch ist illegal“

99camp,  c/o Forschungsstelle Flucht und
Migration e.V., Gneisenaustraße 2 a,
10961 Berlin,  Tel: 0172 / 89 10 825, Fax:
06181 / 18 48 92, e-mail :grenze@ibu.de

In Baden-Württemberg konnte die PDS
sich prozentual gegenüber der letzten
Europawahl mehr als verdoppeln; pro-
zentual lag sie mit 1,1 auch etwas über
dem Ergebnis zur Bundestagswahl; an
Zahl der Wähler allerdings mit 32.419
deutlich unter den 58.013 Zweitstimmen,
die sie im Oktober 1998 erhielt.

Interessant sind die Ergebnisse in den
größeren Städten: In Stuttgart konnte die
PDS gegenüber der Bundestagswahl
deutlich zulegen, sie erhielt jetzt 1,9 Pro-
zent gegenüber 1,2 Prozent bei der Bun-
destagswahl. Auffällig ist, daß die Zu-
nahme in zwei Gebieten hoch war: ein-
mal dort, wo auch die Grünen relativ
stark sind, was dafür spricht, daß ver-
mutlich viele Linke, die im Herbst noch
Grün oder SPD wählten, weil sie Kohl
weg haben wollten,diesmal PDS gewählt
haben (z.B. Stuttgart Mitte: Grüne EU:
22,3% BTW: 25,3, PDS EU: 3,7% BTW:
2,1%).Der Stimmenzuwachs für die PDS
war aber auch hoch in Zuffenhausen
(Grüne 9,7%; PDS 2,2% gegenüber 1,1%
BTW). In diesem Wahlbezirks gibt es ei-
nen hohen Anteil ausländischer Bevölke-
rung. Man kann vermuten, daß hier die
internationalistische Haltung der PDS
Anhänger gefunden hat (kurdischstäm-
mige Kandidatin, die jetzt ins Europa-
parlament kommt, Ablehnung des Nato-
krieges auf Kundgebungen des serbi-
schen Vereins).

Für die PDS tut sich hier eine Chance
auf, aber auch Verpflichtung. Nachdem
wir über die PDS in Baden-Württemberg
in dieser Zeitschrift lange Zeit vor allem
über harte Fraktionskämpfe und ideolo-
gische Auseinandersetzungen berichte-
ten, scheint jetzt tatsächlich die Chance,
daß sich die PDS öffentlich an einigen Or-
ten bewähren kann und den Sprung zu
einer wahrnehmbaren parlamentari-
schen Kraft schafft. Die Probleme sind
groß: An verschiedenen Orten klafft noch
eine große Lücke zwischen dem Wähler-
potential und den örtlichen Kräften. Um
das Wählerpotential beim Wahlsystem
optimal ausschöpfen zu können, müssen
Listen möglichst mit der Anzahl von zu
wählenden Gemeinderäten aufgestellt
werden. Das sind je nach Größe der Ge-
meinde in den Städten zwischen 40 und
60 Kandidatinnen und Kandidaten. Die
PDS hat da nur eine Chance, wenn sie
breit in ihrem Wählerfeld Unterstützung
und Mitarbeit gewinnen kann.

Mit Spannung kann man also die Kom-
munalwahlen im Herbst erwarten, wobei
es für neue Entscheidungen schon ziem-
lich knapp ist.

Im folgenden Übersichten aus einzel-
nen Orten und zum Teil etwas ausführli-
cher die Darstellung aus den Wahlpro-
grammen der PDS.

Stuttgart: PDS-Kandidatur zum Ge-
meinderat immer wahrscheinlicher
Am 12. Juni stellte die Wahlprogramm-
kommission der PDS Stuttgart auf einer
Versammlung ihre bisherigen Ausarbei-
tungen vor (siehe Kasten umseitig).Auch
wenn es bei den einzelnen Forderungen
und bei einzelnen Formulierungen noch
viel Kritik und Anregungen gab, waren
sich die rund 15 anwesenden PDS-Mit-
glieder und Sympathisanten einig: der
Ansatz ist richtig, und wenn es jetzt noch
gelingt, ausreichend Kandidatinnen und
Kandidaten zu finden, sollte einer Kan-
didatur nichts mehr im Wege stehen. Zu
dem positivem Eindruck beitragen hat
wohl auch, daß es in der PDS Stuttgart,
die lange Zeit für internen Zank und
Streit bekannt war, gelungen ist, eine ge-
meinsame politische Arbeit verschiede-
ner Strömungen zustande zubringen.

Einen positiven Schub für eine Kandi-
datur der PDS zum Gemeinderat bringt
das Wahlergebnis bei der Europawahl.
Kann die PDS im Herbst wieder 1,9 Pro-
zent der Wählerstimmen mobilisieren,
dürfte ihr ein Sitz im Stuttgarter Kom-
munalparlament sicher sein – wie auch
schon die Stuttgarter Zeitung bemerkte.

Die sozialistische Linke in Stuttgart
hat also eine ziemliche Chance: die PDS
bietet eine offene Liste, die diese Be-
zeichnung tatsächlich verdient, die
Wähler dürften auch mitmachen – was
jetzt noch fehlt, sind ein paar mehr, die
sich aktiv beteiligen, ihre Ideen und Vor-
stellungen einbringen. Die nächsten Ter-
mine sind:

10. Juli: Schlußdiskussion über das
Wahlprogramm und Entscheidung über
die Teilnahme an der Kommunalwahl.

17. Juli: Kandidatenversammlung und
Aufstellung der Liste.

Linke Liste PDS in Heidelberg
In Heidelberg kandidiert die PDS als Linke
Liste PDS mit einer Liste von vierzig Perso-
nen. Kandidat auf Platz 1 ist ein Heidelber-
ger kurdischer Herkunft, auf Platz zwei kan-
didiert die Theologin Hannelis Schulte, die
auch bereits zu den Europawahlen auf der
PDS-Liste kandidierte. Im übrigen repräsen-
tiert die offene Liste bis auf die Autonomen
das breite Spektrum der Heidelberger Lin-
ken. Die Chancen, nach der Wahl im Ge-
meinderat vertreten zu sein, sind realistisch.
Die PDS erhielt in Heidelberg bei den Euro-
pawahlen 2,5%, absolut waren das 1050
Wählerinnen und Wähler. Wir zitieren aus
dem Wahlaufruf:

Heidelberg braucht eine linke Opposition!

Seit dem Ende der Ära Zundel hat sich in
Heidelberg einiges verbessert (Karls-
torbahnhof, Fahrradwege, Heidelberger

Kommunalwahlen in Baden-Württemberg

Wahlchancen für die PDS
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Dienste, Müllvermeidung und vieles an-
dere), einiges aber auch nicht (z.B. kaum
verdeckte Wirtschaftsförderung von
Konzernen wie ABB, HD Druck, MLP).
Deshalb muß es eine linke Opposition im
Gemeinderat geben, damit die Interessen
aller BürgerInnen gewahrt werden: der
Arbeiterinnen, Arbeitern und Angestell-
ten in Industrie, Handwerk, Dienstlei-
stungsgewerbe und im Öffentlichen
Dienst; von Arbeitslosen, Sozialhilfebe-
ziehern, RentnerInnen, Auszubildenden,
StudentInnen; von (arbeitslosen) Ju-
gendlichen, Alleinerziehenden, Kindern;
von Wohnungssuchenden; Menschen mit
nichtdeutschem Paß; von Mitgliedern
von Bürgerinitiativen, AZ-lerInnen, An-
tifaschistInnen, kleinen Selbständigen
um nur einige zu nennen.

Die PDS Heidelberg meint: dazu ist
kräftiger Druck von links im Gemeinde-
rat nötig. Denn:

• es ist nicht abzusehen, daß sich die
Beschäftigungspolitik des Stadt so än-
dern wird, daß ein öffentlich geförderter
Wirtschafts- und Beschäftigungssektor
entsteht, in dem die Betroffenen in
Selbstorganisatio tätig werden können.

• es ist nicht abzusehen, daß die Stadt
Heidelberg daran geht, öffentliche
Dienstleistungen preiswerter zu gestal-
ten (Bibliothek, Bäder, Müllabfuhr usw.).

• es ist nicht abzusehen, daß die Stadt
ihre Zusage einhält, dem Autonomen
Zentrum angemessene Räume anzubie-
ten und daß sie eine Arbeitslosenzentrum
schafft.

• es ist trotz Mietspiegels nicht er-
kennbar, daß die Wohnungsmieten in
Heidelberg sinken oder daß die Stadt den
öffentlich geförderten Wohnungsbau ge-
nug unternimmt.

• es ist nicht geplant,ausreichend,d.h.
den gesamten Bedarf abdeckende Kin-
derbetreuungsplätze vom Säuglings- bis
einschließlich Grundschulalter kosten-
günstig (kostenlos) und am Ort des Be-

darfs einzurichten.
• es ist nicht absehbar, daß die Stadt

ihre Verkehrspolitik, die Autoverkehr
nach und durch Heidelberg zieht, grund-
legend zugunsten des öffentlichen Nah-
verkehrs, einer Stadt der kurzen Wege
usw. ändern wird.

• es ist nicht erkennbar, daß die Ener-
giepolitik der Stadt Zeichen zum Aus-
stieg aus Atom und fossilen Brennstoffen
und zur Förderung erneuerbarer, örtlich
produzierter Energien setzt.

• es ist nicht ersichtlich, wann die
Stadt Heidelberg Initiativen wie Heidel-
berger Agenda 21 Initiative, Gesunde
Stadt, Tauschbörse, Frauenhaus usw. fi-
nanziell in die Lage versetzen wird, ihre
Tätigkeit auszuweiten und so Alternati-
ven zur gegenwärtigen Umwelt- und
Wirtschaftszerstörung zu bieten.

• es ist nicht erkennbar, daß die Stadt
ihren ganzen Einfluß geltend machen
würde, um einer Änderung der rassisti-
schen Ausländer- und Asylpolitik der
Landes- und der Bundesregierung her-
beizuführen.

Diese Aufzählung soll und kann kei-
neswegs vollständig sein. Auch eventuell
existierende positive Ansätze in der einen
oder anderen Frage sollen nicht negiert
werden. Vielmehr sind wir als PDS der
Meinung, daß die von der Heidelberger
Kommunalpolitik betroffenen und an ei-
ner linken Opposition gegen die derzei-
tige Politik der Stadt interessierten Men-
schen selbst tätig werden sollten. Wir
schlagen deshalb vor, gemeinsam auf ei-
ner offenen Liste der PDS zu den dies-
jährigen Gemeinderatswahlen zu kandi-
dieren.

Freiburg: PDS-Kandidaten bei der
Linken Liste/Friedensliste
In Freiburg kandidiert die Linke Li-
ste/Friedensliste erneut zu den Kommu-
nalwahlen im Oktober 1999. Die Liste,

war bisher mit zwei Gemeinderätinnen
im Kommunalparlament vertreten und
bildete mit der Kandidatin der Unab-
hängigen Frauen eine Fraktionsgemein-
schaft. Die PDS kandidiert mit drei Leu-
ten auf der Liste (Platz 6, Platz 45 und
46). Man ist fast versucht zu sagen, zum
Glück gibt es diese Liste, denn die PDS
wäre nicht in der Lage, selber zu kandi-
dieren. Am Stimmergebnis bei Wahlen
liegt das nicht, die PDS erhielt jetzt bei
den Europawahlen 3%,was bei der Kom-
munalwahl für zwei Sitze ausreichen
würde. Aber nach wie vor sind die Ge-
nossen der zwei Basisorganisationen
miteinander verstritten und fehlt es der
örtlichen Gruppe an öffentlicher Wirk-
samkeit. Wir zitieren einige Kernpunkte
aus dem Programm der Linken Liste:

Demokratie braucht Opposition! Und

zwar innerhalb und außerhalb der Parla-

mente 

Ohne die (Gegen-)Stimmen der Frakti-
onsgemeinschaft Linke Liste-Unabhän-
gige Frauen wären in den letzten Jahren
viele Entscheidungen des Gemeinderates
einstimmig gefallen – ohne die Linke Li-
ste-Unabhängige Frauen hätte es viel-
fach keine wirksame Opposition gegeben
– und damit oftmals auch keine öffentli-
che Diskussion (außerhalb des Gemein-
derates) darüber, ob eine bestimmte Po-
sition auch wirklich richtig oder gar not-
wendig ist. Denn auch die öffentliche po-
litische Auseinandersetzung braucht Op-
position!

Zum Beispiel beim ÖPNV: sowohl den
Fahrpreiserhöhungen im Herbst 1994 als
auch den zum 1. April 1998 in Kraft ge-
tretenen haben alle Gruppen im Ge-
meinderat (auch die Grünen!) zuge-
stimmt – außer der Linken Liste-Unab-
hängige Frauen… 

Anderes Beispiel: dass keine Wohnwa-
gen mehr auf dem Vauban-Gelände ge-
duldet werden,Wohnwagen dort geräumt

Sozial und solidarisch in Stuttgart
Sozial und solidarisch – dafür tritt die
PDS nicht nur in der „großen Politik“ ein,
weshalb sie Krieg als Mittel der Außen-
politik kategorisch ablehnt, weshalb sie
dafür eintritt, daß nicht Markt und Pro-
fit die Wirtschaft bestimmen, sondern die
Interessen der arbeitenden Menschen.
Die PDS vertritt das Prinzip des sozialen
und solidarischen Umgangs, des nach-
barschaftlichen Miteinanders statt El-
lenbogengesellschaft auch in der Politik
der Gemeinde.

Wir leben hier in Stuttgart, wir arbei-
ten vielleicht auch hier, wir haben Ver-
wandte, Bekannte und Freundinnen und
Freunde. Jeder weiß, daß ohne das viel-
fältige Angebot an Infrastruktur in der
Stadt – angefangen von Strom, Gas,Was-
ser,Verkehrsssystem über Kindergärten,
Tagheime und Schulen bis hin zu den
Sportstätten, Kultureinrichtungen – oh-
ne das gäbe es keine lebenswerte Stadt.

Da beginnen dann aber oft die Konflik-
te: soll die Infrastruktur den Interessen
der großen Konzerne dienen, wie es er-
klärte Politik der bürgerlichen Parteien
ist? Soll für Daimler eine Stadtautobahn
gebaut werden? Soll der Bahnhof für die
„Weltgeltung“ Stuttgarts modernisiert
werden? Sollen Kindergärten und Schu-
len für die Förderung von Eliten da sein?
Sollen Kultur, Sport usw. nur „die Spit-
zen“ herausstellen und fördern? Die PDS
meint nein, die Bedürfnisse der Bevölke-
rung sollen die Gestaltung des öffentli-
chen Raums bestimmen, nicht die Profit-
interessen von wenigen.

Wer aber stellt diese Bedürfnisse fest?
Wir meinen,das sollen die Einwohner der
Stadt selber tun. Und wir meinen, gar
nicht unbescheiden,daß die PDS dazu ei-
nen Beitrag leisten kann.Wir können hin-
hören, wir akzeptieren nicht nur, daß die
Menschen ganz verschieden leben und
arbeiten, sondern wir finden das positiv.
Die PDS steht dafür, daß Menschen mit

ganz verschiedenen Erfahrungen und
Biographien gemeinsam Vorstellungen
entwickeln, wie ein nachbarschaftliches
und solidarisches Miteinander, das nie-
manden ausgrenzt, entstehen und beste-
hen kann.

Wir haben deshalb im folgenden nicht
ein „Wahlprogramm“ im klassischen
Sinn zusammengestellt, sondern haben
aus verschiedenen Bereichen Vorstellun-
gen und Forderungen von Initiativen und
Betroffenen gesammelt. Auch bei den
Kandidatinnen und Kandidaten findet
sich das wieder: bei weitem nicht alle,die
auf der Liste der PDS kandidieren, sind
Mitglieder der Partei.Sie stehen vielmehr
für verschiedene Erfahrungen und Le-
benswege. Es sind Junge und Alte, Män-
ner und Frauen, Menschen mit den ver-
schiedensten Berufen, aus verschiedenen
Ländern und Kulturen stammend, die
aber gemeinsam meinen: 

für ein nachbarschaftliches Miteinander
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Herr Späth behauptete auf der Haupt-
versammlung des Konzerns am 31.5.
1999, die JENOPTIK AG zahle die höch-
sten Löhne und Gehälter in der Region.
Diese Behauptung dient ihm als Beweis
für die Richtigkeit der Einführung eines
Haustarifvertrages mit der CGM. Einer
„Christlichen Gewerkschaft Metall“, die
in Jena über kein einziges bekanntes Mit-
glied verfügt.

Was ist wahr an dieser Behauptung?
Stehen die Jenoptiker wirklich an der
Spitze? 

Wie sehen die Tarifverträge anderer 
Branchen in unserer Region aus?

Branche Spanne der Tariflöhne
und -gehälter in DM

Jenoptik (Jena) 2572,- bis 6079,-

Banken (Deutsche-,
Dresdener, …) 3404,- bis 6371,-

Chemische Industrie 
(Jenapharm) 2559,- bis 5886,-

Öffentlicher Dienst 
(Lehrer, Stadt, …) 1785,- bis 7796,-

Beamte (Offiziere, Richter,
Prof., Wahlbeamte, …) 2175,- bis 13812,-

Versicherungen (Allianz, …) 3391,- bis 6622,-

Metall- und Elektroindustrie
(z.B. Carl Zeiss Jena) 2653,-bis 6274,-

Haustarifvertrag bei 
Sanitärtechnik Eisenberg 2640,- bis 6085,-

Hinzu kommen natürlich unterschiedliche Zu-
lagen, Leistungen oder Gratifikationen.

Hat Jenoptik also wirklich die höchsten
Löhne und Gehälter ? Oder meint Herr
Späth sich und seine Vorstandskollegen?
Ein Blick in die öffentlich zugänglichen
Geschäftsberichte offenbart uns die Ge-
samtbezüge der 5 bzw. 6 Mitglieder des
Vorstandes. Diese betrugen: 
• 1996: 2,7 Millionen DM 
• 1997: 4,3 Millionen DM 
• 1998: 5,9 Millionen DM (einschließlich
Abfindungen) 

Herrn Späths „moderner und fle-
xibler“ CGM-Vertrag bedeutet für die
Mitarbeiter der JENOPTIK AG in Jena
konkret: • das gesicherte Tarifeinkom-
men wird geringer (siehe unten), • Weih-
nachts- und Urlaubsgeld fallen weg,• sie
werden durch die Einführung von Be-
sitzständen von der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung abgekoppelt, •
die Realeinkommen werden durch lange
Vertragslaufzeiten ohne Tarifanpassung
sinken.

Weniger Realeinkommen für die Zukunft

weniger Kaufkraft für die Region! 

Heute: CGM-Verträge in der Jenoptik
(Jena), .Morgen: CGM-Verträge in den
anderen Branchen, Übermorgen: Thürin-
gen als Billiglohnland in Deutschland !!!

Der CGM-Vertrag soll nur in Jena gel-
ten! Schriftlich gibt Herr Späth die Zu-
sicherung, daß an den anderen Standor-
ten der CGM nicht ohne Zustimmung der
dortigen Betriebsräte eingeführt wird.
Und die wird er wohl auch kaum erhal-
ten, wenn man hiesige mit dortigen Tari-
fen vergleicht:

Die anderen JO-Unternehmen 

sind ruhig gestellt !

Jenoptik Standorte
Tariflöhne und -gehälter in DM

Jena 2572,- bis 6079,-

Berlin 2686,- bis 7040,-

Stuttgart 2685,- bis 7386,-

Hamburg/Wedel 2716,- bis 7498,-

Und in Jena gelten: • längere Arbeits-
zeiten • eine deutlich geringere Lei-
stungszulage • weniger Weihnachts-
geld• keine vermögenswirksamen Lei-
stungen • kein Kündigungsschutz für äl-
tere Arbeitnehmer • keine Betriebspen-
sionen • …

IG Metall Jena-Saalfeld, August-Bebel-Straße
30, 07743 Jena
www.gewerkschaft-hbv-thr.de

Jenoptikstreit

HBV-Thüringen widerlegt Späths Lohnlügen

Was bedeutet der CGM-Vertrag für den Tariflohn der Jenoptiker in Mark und Pfennig?

Bisherige Lohn-  monatl. Brutto- neues Tarifentgelt monatliche
/Gehaltsgruppe Durchschnitts- nach CGM „Verbesserung“ 

verdienst in DM in DM in DM

L5 3033,- 2800,- - 233,-

L6 3245,- 3090,- - 155,-

L7 3570,- 3470,- - 100,-

L8 3894,- 3470,- - 424,-

K3 3811,- 3470,- - 341,-

T3 4083,- 3470,- bis 4040,- - 613,- bis - 43,-

K4 4491,- 4040,- - 451,-

T4 4763,- 4655,- - 108,-

K5 5172,- 4040,- bis 4655,- - 1132,- bis - 517,-

T5 5444,- 4655,- bis 5320,- - 789,- bis - 124,-

T6 6261,- 5990,- - 271,-

werden (Herbst 1994), die Änderung der
Polizeiverordnung (schärferes Vorgehen
gegen „Bettelei“) im Frühjahr 1997, die
Beschlüsse zur kommunalen Kriminal-
prävention – gegen alle gab es nur unse-
re Gegenstimmen. Am deutlichsten wird
die Tatsache, dass der Gemeinderat ohne
die Fraktionsgemeinschaft Linke Liste-
Unabhängige Frauen in trauter Einstim-
migkeit zusammensitzen würde – und da-
mit niemand seine Beschlüsse und die zu-
grundeliegende Denkweise hinterfragen
würde, im Bereich der Wirtschaftsförde-
rungs- und Finanzpolitik. Die Linke Li-
ste-Unabhängige Frauen unterscheidet
sich in ihren politischen Ansätzen ganz
grundlegend vom gesamten Rest des Ge-
meinderates: alle Haushaltspläne der
Stadt Freiburg sind von allen Parteien
und Gruppierungen des Gemeinderates
beschlossen worden – außer der LL-UF.
(AllerDings, Extra zur Wahl)

Tübingen: Tübinger Linke und PDS
kandieren gemeinsam
In Tübingen war bisher das Personen-
bündnis Tübinger Linke (TüL) mit Ger-
hard Bialas  im Gemeinderat vertreten.
Gerhard Bialas, der früher schon für die
DKP im Gemeinderat saß, ist jetzt wie-
der aufgestellt worden auf der gemeinsa-
men Liste von Tübinger Linke und PDS.
Interessant, daß auch hier die gemeinsa-
me Absicht, in der Kommunalpolitik als
parlamentarische Kraft mitzuwirken,
dazu führte, daß die internen Querelen
der PDS (in Tübingen gibt es nachwievor
zwei Basisorganisationen) mit der in-
haltlichen Arbeit verschwanden.

Mannheim: Wahrscheinlich 
nur die DKP
In Mannheim war die DKP bis 1994 mit
Walter Ebert im Stadtrat vertreten; 1994
erhielt er nicht mehr ausreichend Stim-
men.Die DKP versuchte diesmal früh Po-
sitionen zu besetzen. Sie stellte der PDS
mehr oder weniger das Ultimatum,einem
Parteienbündnis zuzustimmen, bloß
noch, ob das ganze DKP/PDS oder
PDS/DKP heißen sollte, stand zur Dis-
kussion. Die PDS Basisorganisation
wollte das nicht, sah aber zu Beginn des
Jahres keine Chancen, eine eigenständi-
ge Kandidatur zu betreiben. Sie beschloß
daher, nicht zu kandidieren. Einzelne
PDS-Mitglieder kandidieren aber auf
der DKP-Liste. Ob das gute Wahlergeb-
nis der PDS in Mannheim (2,1%) zu ei-
ner nochmaligen Diskussion führt, steht
bislang nicht fest.

Noch offen …
Noch offen ist die Entscheidung in Kon-
stanz, wo mit 1,6 Prozent ebenfalls ein
Ergebnis erzielt wurde, mit dem eine
Kandidatur zur Gemeinderat nicht ein-
fach aussichtslos wäre. Hier entscheidet
die Basisorgansisation in den nächsten
Tagen. Zusammenstellung: alk
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„TRINKERSATZUNG“ AUFGEHO-
BEN: Elmshorn. Das Schleswig-Holstei-
nische Oberverwaltungsgericht hat am
16. Juni die von der Stadt erlassene Pas-
sage der „Satzung über die Sondernut-
zung an öffentlichenStraßen“ aufgeho-
ben, nach der nur „das vorübergehende
Niederlassen zum Gebrauch geringer
Mengen Alkohols“ erlaubt sein sollte.
Öffentliches Trinken sei keinesfalls eine
straßenrechtliche Sondernutzung, son-
dern „ein Verhalten, das sich innerhalb
der Grenzen des kommunikativen Ge-
meingebrauchs an öffentlichen Straßen
und Plätzen“ halte. Damit gab das Ge-
richt der Klage eines betroffenen Punks
recht. Das Urteil ist rechtskräftig, Revi-
sion nicht zugelassen.Die Punks,die den
Geschäftsleuten der Innenstadt und der
Stadtverwaltung ein Dorn im Auge sind
und mit Hilfe der Satzung vertrieben
werden sollten, hatten unter anderem
1200 Unterschriften gegen die Satzung
gesammelt.

WARENGUTSCHEINE: Pinneberg. „End-
lich bezahlen wie ein normaler Mensch“,
so sieht ein Betroffener die seit April in
Kraft getretene Umstellung der Sozial-
hilfezahlungen für Asylbewerber von
Wertgutscheinen auf Geldleistungen.
Mit den Wertgutscheinen gab es zahlrei-
che Probleme: Bei weitem nicht alle Ge-
schäfte hatten sie akzeptiert,was z.T.da-
zu führte, daß Flüchtlinge überteuerte
Waren kaufen mußten bei einem Lei-
stungssatz von 80 % der Sozialhilfe.
Außerdem war die Bezahlung der An-
wälte für das Asylverfahren ein Pro-
blem.Während CDU und FDP sich wei-
terhin für das diskriminierende Gut-
scheinsystem aussprachen, beabsichtigt
die Änderung nach Aussage der Kreis-
verwaltung die Gewährleistung einer
„möglichst wenig diskriminierenden
Versorgung“.

SOZIALWOHNUNGEN: Nürnberg. Um 800
Wohnungen auf 35.600 hat sich im ver-
gangenen Jahr in Nürnberg die Zahl der
Sozialwohnungen verringert. Zugleich
haben sich die Wohngeldzahlungen an
sozial Schwache, die zum Teil in frei fi-
nanzierten Wohnungen untergebracht
werden müssen, von 48,6 Mill. Auf 53,5
Mill DM erhöht. Die Stadt hat jetzt be-
schlossen,von privaten Wohnungsgesell-
schaften und Genossenschaften Woh-
nungen zu kaufen, deren Sozialbindung
abgelaufen ist,um zu verhindern,daß sie
frei vermietet werden. Die „weitere So-
zialbindung zu kaufen“,sei für die Stadt
preiswerter, als neue Millionen für
Wohngeld locker zu machen.

GEMEINDEFINANZIERUNG: Saarbrücken.
Die saarländischen Parteien wollen
durch eine Verfassungsänderung das
Land verpflichten, bei der Übertragung
von Aufgaben an die Kommunen auch
deren Finanzierung sicherzustellen. Die

Mitglieder der Enquetekommission für
die Reform der saarländischen Verfas-
sung sprachen sich einstimmig für das
sog. Konnexitäts-Prinzip aus. Der
Wunsch der Grünen, das kommunale
Wahlalter auf 16 Jahre zu senken, hat
keine Aussicht auf die erforderliche
Zweidrittelmehrheit.

GESUNDHEITSREFORM: Düsseldorf. Der
Deutsche Städtebund, der Städte- und
Gemeindebund und der Landkreistag
lehnen die Vorschläge der Bundesregie-
rung zur Gesundheitsreform ab. Sie kri-
tisieren vor allem das geplante Global-
budget, die Neuregelung der Kranken-
hausfinanzierung und den größeren
Entscheidungsspielraum der Kassen bei
der Kassenzulassung neuer Kranken-
häuser. Dies mache die Länderverant-
wortung für die Krankenhausplanung
zu einem Feigenblatt, die Politik verlie-
re den Einfluß auf die Planung an die
Kassen. Leidtragende der Globalbudge-
tierung seien die Patienten. Mehr Be-
handlungsfälle könnten nicht mehr be-
zahlt werden, und überdies müsse ein
Personalabbau befürchtet werden.

PRIVATISIERUNG: Berlin. Die Teilprivati-
sierung des größten deutschen Wasser-
unternehmens ist perfekt. Der Berliner
Senat verkauft 49,9 % der Anteile der
Berliner Wasserbetriebe (BWB) für 3,3
Mrd. DM an ein Konsortium aus RWE
Aqua AG und den französischen Kon-
zern Vivendi S.A (Compagnie Genérale
des Eaux) (je 45 %) und die Allianz
(10%). Der Privatisierung wird Signal-
wirkung für die weitere Privatisierung
der deutschen Wasserwirtschaft zuge-
sprochen.Sie fand gegen den Widerstand
von Belegschaften, Gewerkschaften und
Hausbesitzern statt. Bündnis 90/Grüne
wollen die Privatisierung mit einem
Normenkontrollverfahren vor dem Ber-
liner Verfassungsgericht zu Fall bringen.
Der Senat nannte als Kriterien für die
Privatisierung die Festschreibung der
Wasserpreise bis 2003, den Ausschluß
betriebsbedingter Kündigungen in der
Anstalt öffentlichen Rechts für 15 Jahre
und die Sicherstellung der Eigenstän-
digkeit der BWB.

ARBEITSLOSENHILFE: Augsburg. Der
Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Städtetags,Articus, sagte gegenüber der
„Augsburger Allgemeinen“: „Kürzun-
gen der Arbeitslosenhilfe dürfen auf kei-
nen Fall so ausfallen, daß sie zusätzliche
Sozialhilfefälle verursachen.“ Eine Be-
fristung wäre nach seiner Auffassung
verheerend, weil anschließend die So-
zialhilfe einspringen müßte. Eine Ab-
senkung sei problematisch, weil ergän-
zende Sozialhilfe fällig würde. „So wür-
de nicht gespart,sondern es würden wie-
der einmal nur Lasten vom Bund auf die
Kommunen verschoben.“

Zusammenstellung: ulj

Kommunale

PolitikSchwerin will sauber bleiben
Die Schweriner Stadtverordneten haben
mit großer Mehrheit beschlossen, neona-
zistischen Organisationen die Vergabe öf-
fentlicher Plätze,Straßen und Räumlich-
keiten zu verwehren. Der Beschluß wur-
de auf Initiative der VVdN-BdA  von der
PDS-Fraktion eingebracht. Beschlossen
wurde: 
1. Die LH Schwerin verpflichtet sich,
neonazistischen Organisationen künftig
weder das Aufstellen von Informations-
ständen auf städtischem Grund zu ge-
nehmigen noch Grundstücke oder Räum-
lichkeiten, die der Stadt gehören, für Ver-
anstaltungen zur Verfügung zu stellen.
Dies betrifft die NPD, JN, DVU, Die Re-
publikaner (Rep), Deutsche Liste (DL),
„Volksfront gegen linke Gewalt“, Bünd-
nis Rechts, Freie Kameradschaften und
verwandte Organisationen.
2. Die Stadtvertretung empfiehlt allen
privaten Besitzern von Gaststätten und
Veranstaltungsräumen sowie den Ver-
mietern von Plakattafeln ebenso zu ver-
fahren wie die Stadt Schwerin. (Dr.
1177/99) 

Der beispielhafte Beschluß der Schwe-
riner Stadtverordneten dürfte für die
Stadtverwaltungen in Zukunft eine
Grundlage sein, nachdrücklicher gegen
geplante Neonazi- Aufmärsche vorzuge-
hen und sich energischer dagegen zu ver-
wahren, wenn „großzügige“ Richter mei-
nen, dafür Sorge tragen zu müssen, daß
den braunen Kolonnen die Straße freizu-
machen ist. Nachahmenswert für andere
Städte und Gemeinden ist er in jedem
Fall. Karl Jensen, aus Zeitschrift „antifa“
Juni 1999

Landes-AG Antifaschismus/Rechtsex-
tremismus bei der PDS gegründet 
Rathenow. Am 5.6. hat sich eine landes-
weite AG „Antifaschismus/Rechtsextre-
mismus“ gegründet. Ihr vorrangigstes
Ziel ist es, einen Einzug von Parteien mit
rechtsextremem und rassistischem Hin-
tergrund in den am 5. September 1999
neu zu wählenden Brandenburger Land-
tag zu verhindern. Aufgabenschwer-
punkte sollen sein: • Vernetzung des Wi-
derstands • Organisierung von Projek-
ten und Aktionen gemeinsam mit ande-
ren antifaschistischen Initiativen • In-
formationen über Aktivitäten und Bünd-
nisse von rechtsextremistischen und
fremdenfeindlichen Organisationen und
Entlarvung ihrer Demagogie • politi-
sche Bildung innerhalb der PDS,Vorbe-
reitung der KandidatInnen auf die Aus-
einandersetzungen mit rechtsgerichteten
Kräften • Ausweitung der Berichter-
stattung und Diskussion auch im Inter-
net.

* Die AG will konsequent gegen den
alltäglichen Rassismus auf allen Ebenen
der Gesellschaft vorgehen. Die Landes-
regierung soll stets an ihr Aktionspro-
gramm gegen Fremdenfeindlichkeit erin-
nert werden. AG „Antifaschismus/
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Nachtrag: – Am 9. Juni fand in Karlsruhe
ein Nachbereitungstreffen der deutschen
Teilnehmer dieses Kongresses statt, an
dem erfreulicherweise auch zwei Kollegen
aus der Türkei teilnehmen konnten.

Noch einmal wurde deutlich wie groß die
Bedeutung des stattgefundenen Kongres-
ses bei den Gewerkschaften in der Türkei
gewesen ist. Bereits im Vorfeld hatte es in
mehreren Städten Vorbereitungskonfe-
renzen gegeben, auf denen kontrovers
über die Notwendigkeit eines internatio-
nalen Kongresses diskutiert wurde. Ein-
geladen zu diesen Treffen waren alle Ge-
werkschaftsdachverbände der Türkei.Als
Erfolg konnte deshalb auch verbucht
werden, daß an dem Kongress viele
Hauptamtliche dieser Dachverbände

teilgenommen haben.In der Zwischenzeit
gibt es bereits Gegeneinladungen für tür-
kische Gewerkschafter z.B. nach Frank-
reich und Griechenland.Trotzdem wollen
die türkischen Kollegen diese Konferenz
nicht in der Hauptsache als Unterstüt-
zung für sich selbst verstanden wissen.
Vielmehr ging und geht es ihnen um eine
Vernetzung, bzw. den Ausbau des inter-
nationalen Widerstands.
Bereits auf dem Kongress wurde die Not-
wendigkeit einer Folgekonferenz und
auch der Wunsch, daß diese in Europa,
eventuell in Frankreich oder Deutschland
stattfinden solle, formuliert. Ist es mög-
lich, in Deutschland eine solche Konfe-
renz auf die Beine zu stellen? Welche
Kräfte könnten wir dafür gewinnen, die-
se Konferenz sowohl politisch als auch or-
ganisatorisch und finanziell zu unter-

stützen? Ist es möglich, hauptamtliche
KollegInnen aus den Gewerkschaften
dafür zu gewinnen?
Die 2. Konferenz sollte einen themati-
schen Schwerpunkt haben. Er müsste in
Form von Referaten oder Thesen für die
Arbeitsgruppen vorbereitet werden.
Bis dahin soll versucht werden, die in der
Türkei entstandenen Kontakte unter
Nutzung der zur Verfügung stehenden
technischen Mittel zu verbessern bzw. zu
nutzen.
Im September 1999 wird es ein weiteres
Treffen geben. Inzwischen soll versucht
werden über die Möglichkeiten für eine
weitere Konferenz mehr Klarheit zu be-
kommen, um dann eine Entscheidung zu
treffen. Außerdem wird es Gespräche mit
den franz. KollegInnen über deren Mög-
lichkeiten geben. •

Vom 14.–16. Mai nahm ich in Ören (Kreis Ba-
likesir) in der Türkei an einer internationalen
Konferenz teil. Rund 300 GewerkschafterIn-
nen aus der Türkei, Spanien, Deutschland,
England, Griechenland, Frankreich,
Schweiz, Bosnien-Herzegowina, Rußland,
Zypern, USA, Benin, Algerien, Kolumbien
und Indien trafen sich unter dem Motto „In-
ternationale Gewerkschaftssolidarität – Ar-
beiter und unterdrückte Völker der ganzen
Welt, vereinigt euch!“

Am Freitag stellten Vertreter der einzel-
nen Länder die spezifischen Probleme ih-
rer Länder dar. Am Samstag wurde in
verschiedenen Arbeitsgruppen über die
Folgen von Globalisierung, Privati-
sierung, Deregulierung usw. auf die
Gewerkschaftsbewegung und die
Notwendigkeit der Organisierung
von internationaler Solidarität gegen
die Angriffe des Kapitals diskutiert.

Als Teilnehmerin der Arbeitsgrup-
pe „Wie kann die internationale So-
lidarität praktisch besser organisiert
werden?“ konnte ich feststellen, wie
unterschiedlich die Erfahrungen mit
gewerkschaftlichem Internationalis-
mus in den einzelnen Ländern sind.
Die Kollegen aus Griechenland und
USA beispielsweise erzählten von
ihren Erfahrungen, die sie im Zu-
sammenhang mit Boykottmaßnah-
men beim Dockarbeiterstreik der
englischen Kollegen oder jetzt im Zu-
sammenhang mit dem Krieg in Jugo-
slawien gemacht haben. Enttäu-
schend war für einige sicherlich die
Schilderung unserer Erfahrungen in Sa-
chen internationaler Solidarität in den
deutschen Gewerkschaften.

Die Ergebnisse der verschiedenen Ar-
beitsgruppen wurden am Sonntag in ei-
ner Abschlußerklärung zusammengefas-

st. Darin heißt es unter anderem:
„Die Konferenz fand in einer Zeit

statt, in der die Angriffe des multinatio-
nalen Kapitals auf die Arbeiterbewegung
und ihre Werte eine neue Dimension er-
reicht haben….Es wurde erneut deutlich,
daß die Probleme, mit denen die Ge-
werkschaften konfrontiert sind,zwar von
Land zu Land unterschiedlich in Er-
scheinung treten, aber daß sie überall
ähnliche Ursachen haben und sich nicht
grundsätzlich unterscheiden… Teile der
Gewerkschaften erkennen den antagoni-
stischen Widerspruch, den Interessenge-
gensatz zwischen Kapital und Arbeit
nicht mehr als wesentlich an.Vor diesem

Hintergrund verzichten sie auf die Mobi-
lisierung von Gegenmacht und Kampf
und glauben, daß die Interessen der
Werktätigen durch Zugeständnisse ge-
wahrt werden können.Dabei werden die-
se Interessen oft der Wettbewerbsfähig-

keit der einzelnen Ka-
pitale untergeordnet
und geopfert. Die Kon-
ferenz ruft die klassen-
bewußten Gewerk-
schafterInnen auf, sich
mit aller Kraft dafür einzusetzen,den In-
teressengegensatz zwischen Kapital und
Arbeit wieder als Grundsatzposition in
der Arbeiterbewegung zu verankern.“

Darüber hinaus wurde der Natoan-
griff auf Jugoslawien scharf verurteilt,
und es wurde eine Resolution für die Frei-
lasssung von Mumia Abu Jamal verab-
schiedet.

Beinahe unberührt blieb das Thema
Kurdistan. Nur auf Antrag von mir
und einer kurzen Diskussion unter
den deutschen Teilnehmern wurde
ein Zusatz zur Abschlußresolution
eingebracht, der mehr als spärlich
ausgefallen ist: „Die Konferenz for-
dert insbesondere,daß den Angriffen
und Verboten gegen die Gewerk-
schaften in den kurdischen Städten
ein Ende gemacht werden muß. Die
kurdische Frage muß volksdemokra-
tisch gelöst werden, auf der Grund-
lage der Brüderlichkeit der Völker.“

Beeindruckt war ich totzdem von
dieser Konferenz, die die türkischen
KollegInnen unter sehr schwierigen
Bedingungen organisiert haben. So
erfuhren wir erst am Ende, daß so-
wohl bei der Konferenz als auch
beim Essen ständig zivile Polizei an-
wesend war. Auch beim öffentlichen
Abschlußfest in der Nähe von Izmir

konnten die ca.2500 Teilnehmer nur nach
Polizeikontrollen den Eingang passieren.

Um so schöner das Gefühl, mit so vie-
len Menschen in verschiedenen Sprachen
die „Internationale“ zu singen.

Margot

Bericht einer IG Metallerin aus Augsburg

Internationaler Gewerkschafterkongress in der Türkei
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Arbeitgeber kritisieren
Wegfall der Meldepflicht
für Arbeitslose. HB, Mon-

tag, 14.6.99. – Die von
Arbeitsminister W. Riester

angekündigte Gesetzesänderung zur
Abschaffung der dreimonatigen Mel-
depflicht für Arbeitslose ist von der
Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbände scharf kriti-
siert worden. Mehrere Studien beleg-
ten, so Arbeitgeberpräsident D.
Hundt, daß nur etwa 1/3 der Arbeits-
losen unmittelbar dem Arbeitsmarkt
zur Verfügung stehe und ernsthaft ei-
ne Arbeit suche. Viele andere seien
nur arbeitslos gemeldet, um So-
zialleistungen zu erhalten. „Wer aus-
gerechnet dieser Gruppe das Leben
wieder einfacher machen will, lebt in
einer falschen Welt.“

Chemiearbeitgeber: Senkung von
Steuern und Lohnzusatzkosten! Der
Präsident des Bundesarbeitgeber-
verbandes Chemie (BAVC) P. Coenen
hat die Bundesregierung zu einer
deutlichen Senkung von Steuern und
Lohnnebenkosten gemahnt. Die
deutsche Chemieindustrie habe im
internationalen Vergleich die höch-
sten Arbeitskosten zu verkraften.

Klinikträger gegen Gesundheitsre-
form. HB, Dienstag, 15.6.1999. Die
rot-grüne Koalition forciere mit der
geplanten Einführung eines Global-
budgets einen Kurs, den die
Krankenhäuser nicht unterstützen
könnten, sagte der Präsident der
Deutschen Krankenhausgesellschaft
(DKG), Wolfgang Pföhler. Durch das
Globalbudget, mit dem die Kranken-
kassenbeiträge stabil gehalten wer-
den sollen, erhielten die Kranken-
kassen eine „uneingeschränkte
Machtstellung“. Letztlich müßten
bei gedeckelten Einnahmen und Aus-
gaben dann die Krankenhäuser über
Leistungsbegrenzungen für Patien-
ten entscheiden,obwohl der Staat die
Verantwortung tragen müsse.

Stumpfe: Tarife gehören ins Bündnis
für Arbeit. HB, Mittwoch, 16.6.1999.
– Gesamtmetall-Präsident W.Stump-
fe bekräftigte die Forderung der
Arbeitgeber, die Tarifpolitik als „ei-
ne wichtige Voraussetzung für den
Erfolg des Bündnisses“ in die laufen-
den Gespräche für ein Bündnis für
Arbeit aufzunehmen. Zugleich
machte er klar, daß das Thema Tarif-
politik spätestens vor der kommen-
den Lohnrunde berücksichtigt wer-
den müsse. Andernfalls „macht es
keinen Sinn, weiter über das Bünd-
nis zu reden“.

Presseauswertung: rst
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Wirtschafts-

presse

Verwaltungsreform à
la CDU und FDP
Mitte Mai haben die Fraktionen von CDU und
FDP im Landtag einen Gesetzentwurf „zur
Beschleunigung von Entscheidungsprozes-
sen innerhalb der öffentlichen Verwaltung“
vorgelegt. Er sieht die Einschränkung we-
sentlicher Rechte der Personalvertretungen
und der Frauenbeauftragten vor. Da die Vor-
lage von den Fraktionen – und nicht wie üb-
lich von der Landesregierung – eingebracht
wurde, ist es möglich, das Machwerk ohne
öffentliche Debatte in nur vier Wochen durch
das Landesparlament zu peitschen. 

Die Vorlage wirft ein bezeichnendes Licht
auf die Absichten, die die neue Landes-
regierung mit der sogenannten Verwal-
tungsreform verfolgt. Soweit die Ände-
rungen das Hessische Personalvertre-
tungsgesetz betreffen, geht es vor allem
darum, die Mitbestimmungsrechte der
Interessenvertretungen der Beschäftig-
ten des Landes und der Gemeinden stark
einzuschränken bzw. abzuschaffen. An-
ordnungen oder Maßnahmen des
Dienstherren, die der Mitbestimmung
unterliegen, bedürfen bekanntlich der
ausdrücklichen Zustimmung des Perso-
nalrats bzw. können gegen seinen Willen
nur durch das Votum der Einigungsstelle
durchgesetzt werden. Der Gesamtperso-
nalrat der Stadt Frankfurt hat den Ge-
setzentwurf kritisiert. Wir zitieren aus
seiner Stellungnahme, aus Platzgründen
stark gekürzt:
– Das Mitbestimmungsrecht in Personal-
angelegenheiten wird verschlechtert
bzw. in Teilen völlig abgeschafft. Das be-
trifft z. B. die Entlassung von Beamten
oder die Kündigung von Arbeitern und
Angestellten. Anträge, die sich mit der
Gestaltung von Arbeitsplätzen befassen,
sollen nicht mehr möglich sein.
– Ebenfalls beseitigt werden soll das
Mitbestimmungsrecht bei Maßnahmen
der Rationalisierung und Arbeitsver-
dichtung.

– Das sogenannte Letztentscheidungs-
recht der Einigungsstelle wird in vielen
sozialen und allen Personalangelegen-
heiten eingeschränkt und auf den Cha-
rakter einer Empfehlung reduziert.
– Privatisierungsmaßnahmen und die
Einführung neuer Arbeitsmethoden wer-
den der Mitbestimmung entzogen.
– Auch die schwächeren sogenannten
Mitwirkungsrechte sollen ausgehebelt
werden, etwa wenn es um allgemeine
Maßnahmen der Personalplanung oder
die Veränderung von Organisationsplä-
nen geht.Werden z.B. Beraterfirmen ein-
gesetzt, kann die Personalvertretung
keinerlei Einfluß mehr geltend machen.
Eine Beteiligung bei der Auswahl von
Gutachtern entfällt ebenfalls.

Die Entrechtung der Personalvertre-
tungen wird flankiert von Plänen, auch
ihre Anzahl bzw. die Zahl der freigestell-
ten PersonalvertreterInnen zu reduzie-
ren.
Nach „Stadtreport“ 31.5.99, GPR Frankfurt, ola

Berufsbildungsbereich

Warnstreiks beim
Internationalen Bund
Erstmals in der 50jährigen Geschichte des
Internationalen Bundes (IB), dem größten
Träger von berufsbildenden und beschäfti-
gungsfördernden Maßnahmen kam es zu
Warnstreiks der Beschäftigten. Dazu aufge-
rufen hatte der geschäftsführende Haupt-
vorstand der Gewerkschaft ÖTV.

Bis zu drei Stunden wurde in München,
Stuttgart, Reutlingen, Pforzheim, Karls-
ruhe, Freiburg, Mannheim, Darmstadt,
Frankfurt(Main) und Mainz die Arbeit
niedergelegt.

In Köln kam es zu einer Demonstrati-
on über 300 Streikender aus der Stadt
und aus umliegenden Einrichtungen in
Nordrhein-Westfalen. In den neuen Län-
dern wurden Einrichtungen in Magde-
burg, Erfurt, Frankfurt(Oder), Neuenha-
gen und Binz bestreikt.

In Mannheim wurden alle Einrichtun-
gen des IB bestreikt, fast alle Beschäftig-
ten beteiligten sich.Um 7.30 Uhr standen
Streikposten an den Eingängen und da-
nach wurde in der Neckarauer Straße ei-
ne Streikkundgebung durchgeführt,
woran neben etwa 110 Beschäftigten
auch ca. 60 Teilnehmer/innen der berufs-
bildenden Maßnahmen teilgenommen
haben.

Die Geschäftsführung des IB, die nach
1990 stark in den neuen Bundesländern
Einrichtungen gründete, hatte zum
31.12.1997 die Manteltarifverträge
gekündigt, mit dem Ziel einer massiven
Abgruppierung der Löhne der Beschäf-
tigten, bei gleichzeitiger Anhebung der
Gehälter der Führungskräfte.

In Übereinstimmung mit der Meinung
der meisten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des IB, verfolgte die Verhand-

Bei der Protestkundgebung von DGB,

DAG und Ötv Hessen am 21. Juni 



Konzern-
leitung will
Triumph-
Werk schlies-
sen.Zahlreiche Prote-
ste im Raum Nördlin-

gen – Triumph-International ist ein welt-
weit operierendes, gesundes Textilunter-
nehmen mit 33000 Arbeitsplätzen, davon
2300 in Deutschland. Der größte Absatz-
markt für die Miederwaren ist Deutsch-
land, dort sollen auch künftig gute Ge-
schäfte gemacht werden, aber ohne Ar-
beitsplätze. Die Konzernleitung will zum
31.3.2000 ihren letzte bayer. Produkti-
onsstätte in Nördlingen schließen und
nach Osteuropa verlagern. Viele der be-
troffenen 250 Triumph-Arbeiterinnen
sind alleinstehend oder alleinerziehend.
Sie sind von Dauerarbeitslosigkeit be-
droht. Die IG Metall hofft, durch Aktio-
nen in der Öffentlichkeit unter dem Mot-
to „Nördlingen muß weiter triumphie-
ren“, die Anteilseigner-Familien
Spießhofer und Braun doch noch zum
Einlenken zu bewegen. Am 10. Juni de-
monstrierte die Triumph-Belegschaft
während der Aufsichtsratssitzung vor
der Konzernzentrale in München.

Weitere Einzelhandel-Streiks im Raum
Köln Godorf – In der Tarifauseinander-
setzung des nordrhein-westfälischen
Einzelhandels wurde am 10.6.das schwe-
dische Möbelunternehmen IKEA und der
Baumarkt Wirichs, ein Unternehmen der
METRO, in Köln Godorf bestreikt. Nach
vielfachen ergebnislosen Verhandlungs-
runden über einen neuen Lohn- und Ge-
haltstarifvertrag ist bei den überwiegend
weiblichen Beschäftigten der Geduldsfa-
den gerissen.Mit ihrer Gewerkschaft hbv
wehren sie sich gegen das Bestreben der
Arbeitgeber, eine neue „Niedriglohn-
gruppe“ unterhalb der derzeitigen Tarif-
sätze einzuführen.Der bisherige Min-
deststundenlohn von 16,44 DM würde
dann sinken auf 11,96 DM für unter
18jährige,auf 12,30 DM für über 18jähri-
ge und auf 14,07 DM für über 24jährige,
immer jeweils brutto. Dies sind Hunger-
löhne, die den Beschäftigten die Exi-
stenzgrundlage nehmen! Die Gewerk-
schaft hbv fordert eine Erhöhung der
Einkommen von 200,- DM 

Widia-Anteilseigner wollen dieses Jahr
keinen Azubi einstellen – Trotz Protesten
aus der Belegschaft und einem Schreiben
von Oberbürgermeisterin Annette Jäger
wollen die amerikanischen Anteilseigner
der Widia GmbH in diesem Jahr keinen
einzigen Auszubildenden einstellen. Das
geht aus Schreiben von Dan Meyer und
Alan Shaffer vom Konzernvorstand her-
vor, die Frau Jäger und der Betriebsrat
jetzt erhielten.Betriebsrat, IG Metall-
Vertrauensleute und Jugendvertretung
haben sich an Ministerpräsident Clement
gewandt und ihn gebeten, sich einzu-
schalten. Sie sind gespannt, ob dem Mi-
nisterpräsidenten mehr Erfolg beschie-
den sein wird, als Frau Jäger.
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lungskommission der ÖTV seither einen
entschiedenen Kurs. Sie verweigerte jede
Gehaltsabsenkung und hielt an der Basis
des alten Tarifvertrages fest, der die
Gehälter und Sozialleistungen an den
Bundesangestelltentarifvertrag (BAT)
mit den öffentlichen Arbeitgebern ge-
bunden hatte. Die Beschäftigten des IB
wollen weiterhin dem gesellschaftlichen
Durchschnitt entsprechend für ihre Ar-
beit bezahlt werden und nicht zu Dum-
ping-Löhnen arbeiten.

Besondere Brisanz erlangte die Ta-
rifauseinandersetzung dadurch, daß seit
dem 1.Januar 1998 neu eingestellte Be-
schäftigte und solche, deren oft schon
Jahre bestehende Fristverträge ausliefen,
um 10% schlechter bezahlt wurden und
so eine Spaltung der Belegschaft herge-
stellt wurde. Darüber hinaus verweiger-
te die Geschäftsleitung in diesem Jahr die
sonst übliche Übernahme der Lohner-
höhungen des öffentlichen Dienstes und
droht so mit weiteren Lohneinbußen.

Da die Verhandlungen zu keinem Er-
gebnis führten, rief nun die Gewerk-
schaft ÖTV zu ersten Warnstreiks auf.

Gesundheit

Auswirkungen des 
Berufspendelns
„NurMenschen in besonders guterVerfassung
können sichauf die langeFahrerei einlassen."

Der Marburger Arbeitsmediziner uind
Privatdozent Ludwig Pöllmann hat 400
Pendler im hessischen Raum befragt.Auf
der Bahnstrecke zwischen Kassel und
dem Rhein-Main-Gebiet nehmen die
meisten Pendler Fahrtzeiten von täglich
dreieinhalb bis vier Stunden täglich auf
sich. Angesichts der hohen Arbeitslosig-
keit in Mittelhessen haben sie nur im
Frankfurter Raum die Möglichkeit, eine
Tätigkeit zu finden. Aus familiären und
finanziellen Gründen verzichten sie auf
einen Umzug. Der durchschnittliche
Pendler ist jung. Keiner der Befragten
war älter als 52 Jahre. Der Zusatzstreß
durch das Fahren führt mit zu Frühver-
rentung oder vorzeitigem Ruhestand.

Pendler haben weniger Ausfallzeiten
als „normale Arbeitnehmer“. Dies liegt
aber insbesondere daran, daß die Anfäl-
ligen sehr bald ausscheiden oder sich ei-
nen neuen Job suchen müssen.

Die gesundheitlichen Risiken sind
nicht eindeutig, Pöhlmann vermutet je-
doch einen Zusammenhang mit hohem
Blutdruck,Schlaganfällen und Zunahme
von Herzinfarkten.

Grundproblem der Pendler ist der
Zeitmangel. Soziale Isolation ist die Fol-
ge. Viele Pendler bringen sich um den
Schlaf, um unter der Woche nicht ganz
auf Feierabendaktivitäten zu verzichten.
Das erhöht die Unfallgefahr. Die Pendler
brauchen ein „gehöriges Maß an Selbst-
disziplin, um die Belastung über Jahre
auszuhalten.“ 

Die Bedingungen der Pendler werden
in letzter Zeit verschärft durch zuneh-
mende Überfüllung der Züge,Verspätun-
gen, verpaßte Anschlüsse und wenig
Komfort selbst in der I. Klasse machen es
zunehmend unmöglich, während des Be-
rufsverkehrs ein Nickerchen zu machen,
zu lesen oder gar gemütlich zu früh-
stücken. (Quelle Ärztezeitung 16. Juni 1999) elf

Nach dem Unfall vom 8.6.1999

Strafantrag gegen
Bayer-Vorstand
Die Coordination gegen BAYER-Gefahren
(CBG) hat bei der Staatsanwaltschaft Wup-
pertal Strafanzeige eingereicht. Dem Werks-
leiter und dem Bayer-Vorstand werden „die
Gefahr des Todes oder einer schweren Ge-
sundheitsgefährdung“, „unerlaubter Um-
gang mit nicht zugelassenen Stoffen“ und
„schwere Gefährdung durch Freisetzung
von Giften“ vorgeworfen. 

Die Explosion im Wuppertaler Bayer-
Werk am 8.6. ereignete sich, als im Pflan-
zenschutz-Technicum die Produktion
des Pestizids Teldor aufgenommen wur-
de. Nach wie vor unklar ist, ob die Her-
stellung von Teldor durch die Betriebs-
genehmigung abgedeckt ist. Hierzu Phi-
lipp Mimkes, Geschäftsführer der CBG:
„Die sogenannten Technica bewegen sich
in einer Grauzone. Sie benötigen keine
Produktionsgenehmigungen, da sie offi-
ziell nur für Versuchszwecke eingesetzt
werden. Häufig werden die produzierten
Stoffe dennoch verkauft, so dass man von
dem illegalen Betrieb einer Anlage spre-
chen muss.“ Besonders ernst zu nehmen
ist der Unfall , da die Bayer AG in Dor-
magen eine Teldor-Produktion von jähr-
lich 10.000 Jahrestonnen plant. Das Ge-
nehmigungsverfahren für die Anlage ist
noch nicht abgeschlossen, der Erörte-
rungstermin findet am 2. August statt.
Die CBG kritisiert, dass der Öffentlich-
keit keine Katastrophenpläne bekannt
waren, dass Menge und Zusammenset-
zung der ausgetretenen Stoffe nicht ver-
öffentlicht werden und dass die Unter-
nehmenssprecher verharmlosend von ei-
ner „Betriebsstörung mit Geruchsbelä-
stigung“ sprechen. Ebenso bedenklich
ist, dass das Bayer-Werk keine systema-
tische Erfassung von Anwohnern und
Verletzten vornimmt, so dass eine Lang-
zeiterfassung von Gesundheitsschäden
nicht möglich ist. Axel Köhler-Schnura
vom CBG-Vorstand: „Es besteht der Ver-
dacht, dass Bayer mit nicht zugelassenen
und nicht dokumentierten Stoffen gear-
beitet hat, für die noch nicht einmal Si-
cherheitsdatenblätter existieren. Damit
sieht die CBG den dringenden Verdacht
gegeben, dass dem Unfall in Wuppertal
ein strafbares Handeln zugrunde liegt.“

Coordination gegen BAYER-Gefahren 
Tel: 0211-333 911 Fax: 0211-333 940
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Die PDS hat in Hamburg
ihr bestes Wahlergebnis im

Westen erreicht. Sie hat als
einzige Partei (sieht man einmal

von der NPD ab, die 400 Stimmen ge-
wann) absolut Stimmen hinzugewonnen
(+5.816), wenn auch in absoluten Stim-
men nicht das Bundestagswahlergebnis
erreicht. Relativ wurde sie mit 3,3% so
stark wie die FDP. Sie hat in drei Bezir-
ken über 4% erhalten (Mitte 4,9%, Alto-
na 4,2%, Eimsbüttel 4,1%) und ihren
Stimmenanteil auch in den anderen Be-
zirken mehr als verdoppelt. Erfreulich
sind auch Ergebnisse in einzelnen Stadt-
teilen. In 17 Stadtteilen kam die PDS
über 5%, in der „PDS-Hochburg“ St.
Pauli auf 17% (gegenüber 14,9% der
CDU), in St. Georg auf 11,3% oder Alto-
na-Altstadt auf 10%. Damit hat sie die
negative Entwicklung in den „Szene-
Stadtteilen“ in den Bundestagswahlen
1998 gestoppt und umgekehrt. Gut hat
sie aber auch, wie schon bei den Bun-
destagswahlen, in Stadtteilen mit über-
durchschnittlich armer Bevölkerung
und hohem Anteil an Menschen nicht-
deutscher Herkunft abgeschnitten wie in
Veddel (6,4%, Dulsberg (4,7%) oder
Steilshoop (4,1%). Besonders zu vermer-
ken ist, daß die PDS bei den 18- bis
25jährigen Wählerinnen und Wählern
fast 10% der Stimmen gewann (ohne
Briefwähler).

Das Abschneiden der PDS weist aber
auf Probleme hin. 1. Einen Übergang
enttäuschter und kritischer grüner Wäh-
lerinnen und Wähler zur PDS hat es in
nennenswertem Umfang nicht gegeben.
Das ist auch für die Zukunft nicht zu er-
warten. 2. Die vielfältige außerparla-
mentarische Opposition, die im politi-
schen Leben der Stadt eine immer noch
große,eigenständige Rolle spielt,hat die-
ses Mal wohl fast einhellig PDS gewählt.
Dafür war ausschlaggebend, daß die
PDS als ganze und ihre Bundestagsfrak-
tion bei dem konsequenten Nein zum
Krieg und zu deutscher Beteiligung ge-
blieben ist. Eine Rolle mag sicher auch
gespielt haben, daß die Auseinanderset-
zung um die Kriegspolitik innerhalb der
Hamburger GAL sehr entwickelt war
und zum Austritt einer größeren Gruppe
auch von Abgeordneten aus Bürger-
schaft und Bezirksparlamenten geführt
hat, die sich als „Regenbogen“-Gruppe
konstituiert hat. Mit der Politik des Lan-
desverbandes dagegen, die kaum ent-
wickelt ist, hat die Entscheidung der
außerparlamentarischen Linken, bei
dieser Wahl PDS zu wählen, wohl nur
wenig zu tun. scc

Richtigstellung falscher Wiedergabe in
„Berliner Zeitung“ und Agenturen ist
die Überschrift im PDS-Pressedienst
24/99. Dort ist zu lesen: „Rechtsextremi-
stisch eingestellte Wählerinnen und
Wähler waren und sind keine Zielgrup-
pe der PDS und können es gar nicht sein.

– Gregor Gysi hat in Wirklichkeit, wie
stellvertretende Pressesprecherin Ros-
witha Steinbrenner am 11. Juni mitteil-
te, in der öffentlichen Fraktionssitzung
und in dem Gespräch mit dem Journali-
sten der Berliner Zeitung darauf hinge-
wiesen, daß es Wählerinnen und Wähler
rechtsextremer Parteien gibt, die nicht
rassistisch eingestellt sind, sondern auf
diese Art und Weise ihren sozialen Pro-
test ausdrücken. Und er fügte hinzu, daß
sich daraus die historische Aufgabe er-
gäbe, dafür zu streiten, daß sich diese
Wähler in einen links-demokratischen
Prozeß einbringen.“

Am 6. Juli will das Landesverfassungs-
gericht NRW über eine Klage der PDS
gegen die 5%-Klausel bei den Kommu-
nalwahlen entscheiden. Das Landesver-
fassungsgericht hat die Landesregierung
mehrfach aufgefordert, die Klausel zu
überprüfen. Seit Jahren verschleppt der
Landtag eine Änderung von Gesetzen.
Der Landtagspräsident entzog seinem
Rechtsanwalt jetzt das Mandat zur Wei-
terführung des Verfahrens. Ob das Ver-
fassunggericht die Kommunalwahlen im
September noch stoppt, ist eher un-
wahrscheinlich, aber nicht auszu-
schließen.

Die PDS-Gruppe im Europaparlament
hat sich am 18. Juni auf einer Sitzung in
Berlin konstituiert.Zur Sprecherin wur-
de auf Vorschlag des Parteivorstandes
Sylvia-Yvonne Kaufmann gewählt, die
den Listeplatz 1 der PDS zu den Euro-
pawahlen hatte. Die Konstituierung des
neuen Europaparlaments findet am 20.
Juli statt. Bis dahin muß sich eine linke
Fraktion gebildet haben. Die PDS will
sich der Konföderalen Fraktion der Ver-
einigten Europäischen Linken (KVEL)
anschließen, die in der kommenden Le-
gislaturperiode 35 der insgesamt 626 Ab-
geordnete stellen wird. Die PDS und die
Französische Kommunistische Partei
haben die stärksten Gruppen in der
Fraktion.

Die Bundestagsfraktion der PDS hat ei-
nen Antrag zur „Situation der Flücht-
linge in der Krisenregion des Kosovo“
beschlossen. Mit den Anträgen fordert
die PDS einen engagierten Einsatz der
Bundesregierung für die Kosovo-Flücht-
linge. So sollen u.a. ein Asylanspruch für
jugoslawischen Deserteure und Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden,
keine Kosovo-Flüchtlinge an den Gren-
zen zurückgewiesen und der Nachzug
von Familienangehörigen ermöglicht
und unbegleitete Flüchtlings- und Wai-
senkinder in Deutschland aufgenommen
werden.

Darüber hinaus hat die Fraktion einen
Antrag zur Bekämpfung der Steuerkri-
minalität durch kontinuierliche und
bundeseinheitliche Betriebsprüfungen.
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Grundsatz der Gewaltenteilung

Schutzschild für
Rechts- und 
Verfassungsbruch der
Regierung
Im Krieg gegen die BR Jugoslawien ist un-
ter anderem auch ein strukturelles Problem
zutage getreten, das die Rechtsstaatlichkeit
der BRD betrifft: Es ist nicht gelungen, das
grundgesetz- und rechtswidrige Handeln der
Regierung auf dem Rechtswege zu beenden,
ja auch nur prüfen zu lassen. Im Gegenteil
hat sich erwiesen, daß die staatliche Exe-
kutive über Selbstschutzmechanismen ver-
fügt, die den Rechtsweg praktisch versper-
ren, und mit denen sie sich, wie hier ge-
schehen, auch im Fall schwersten Rechts-
und Verfassungsbruchs vor Verfolgung
schützt.

Wie berichtet, haben zahlreiche Juristin-
nen und Juristen, ob einzeln, in Gruppen
oder über Vereinigungen, Strafanzeige
gegen Mitglieder der Bundesregierung
gestellt. Kern all dieser Strafanzeigen (1)
ist der Verstoß der für den Angriff auf Ju-
goslawien Verantwortlichen gegen § 80
StGB, Vorbereitung eines Angriffskrie-
ges. (2)

Zuständig für die Strafanzeigen war
die Bundesanwaltschaft. Am 21.4. teilte
sie in einer Pressemitteilung unter der
Überschrift „Die deutsche Beteiligung
am NATO-Einsatz in Jugoslawien erfüllt
nicht den Straftatbestand des § 80 StGB
(Vorbereitung eines Angriffskrieges)“
mit: „Der Generalbundesanwalt hat den
Sachverhalt geprüft, jedoch keine Er-
mittlungen eingeleitet, weil Anhalts-
punkte für eine Straftat fehlen.“

Die Begründung – das Antwortschrei-
ben des Generalbundesanwalts an die
Absender der Strafanzeigen ist mit der
Presseerklärung nahezu identisch – lau-
tet: „… haben die für den Einsatz der
Bundeswehr Verantwortlichen im Rah-
men des ihnen zustehenden politischen
Ermessens zusammen mit ihren Bünd-
nispartnern ausschließlich in dem Be-
streben gehandelt, eine völker- und men-
schenrechtswidrige Unterdrückung und
Vertreibung der Kosovo-Albaner abzu-
wenden und zu beenden …“ Und: Die den
Strafanzeigen zugrundeliegende Ein-
schätzung, es handele sich um einen An-
griffskrieg, „läßt außer Betracht, daß es
der Bundesregierung und ihren NATO-
Partnern allein darum geht, die Führung
der Föderativen Republik Jugoslawien
nach langen vergeblichen Verhandlungen
zu bewegen, von einer Unterdrückung
der albanischen Volksgruppe im Kosovo
abzulassen und zu einer friedlichen Poli-
tik zurückzukehren“.

Als „Beweis“ für diese Behauptung
zieht sie Auszüge aus der von Schröder
abgegebenen Regierungserklärung vom
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26. März heran, also die Selbstrechtferti-
gung derjenigen, denen der Rechts- und
Verfassungsbruch vorgeworfen ist.

Weitere Mühe hat sich die Bundesan-
waltschaft bei der Bearbeitung der mit
großer Sorgfalt ausgearbeiteten Strafan-
zeigen nicht gemacht. Insbesondere hat
Generalbundesanwalt Nehm bei seiner
Antwort das internationale Recht, das
den Angriffskrieg eindeutig definiert –
diese Definition ist eben nicht ins Belie-
ben der Kriegführenden gestellt –, keines
Wortes gewürdigt. Auch die Lageberich-
te des Auswärtigen Amtes bzw.seine dar-
auf beruhenden Auskünfte an die Ver-
waltungsgerichte, in denen das Fischer-
Ministerium bis in den März 1999 hinein
die ethnische Verfolgung von Kosovo-Al-
banern bestritt, die also zu den Legiti-
mierungsversuchen der Bundesregie-
rung in vollständigem Widerspruch stan-
den (3), waren ihm keine Prüfung wert.
Mit der Arroganz der Macht verweigerte
er Ermittlungen, d.h. er unterband
schlicht und einfach die juristische Auf-
klärung des Regierungshandelns.

In dem konkreten skandalösen Vorge-
hen des Generalbundesanwalts liegt al-
lerdings ein grundsätzliches, schwerwie-
gendes Verfassungsproblem: Der Bun-
desanwalt ist nicht unabhängig, er ist
nicht einmal dem Parlament verantwort-
lich, sondern ausschließlich der Bundes-
regierung und innerhalb der Bundesre-
gierung dem Justizminister. Der schlägt
auch dem Bundespräsidenten den Gene-
ralbundesanwalt zur Ernennung vor und
kann ihn auf demselben Wege gegebe-
nenfalls in den Ruhestand versetzen.
Dem Bundesjustizminister steht nach
dem Gesetz ein Weisungsrecht zu. Das ist
nur dadurch eingeschränkt, daß er, wie
die Bundesanwaltschaft, an das Lega-
litätsprinzip gebunden ist und daß er
nicht die Möglichkeit hat, eine Sache an
sich zu ziehen. Die Frage, was einer Bun-
desjustizministerin, die bei der Vorberei-
tung eines Angriffskrieges durch die
Bundesregierung, der sie angehörig,
nicht einschreitet, sondern mitstimmt,
das Legalitätsprinzip wert ist, erübrigt
sich.

Eine Regierung, die sich eines so
schweren Rechtsbruches schuldig macht,
wie es die Vorbereitung (und Führung) ei-
nes Angriffskrieges ist, hat ein mächtiges
Schutzinteresse. Um so schwächer müß-
ten ihre Möglichkeiten sein, sich selbst zu
schützen. Die bürgerliche Errungen-
schaft der Gewaltenteilung zielt ja nicht
zuletzt darauf ab, die Bindung der Exe-
kutive an das Recht zu gewährleisten und
zu verhindern, daß zu Recht erklärt wird,
was der Exekutive paßt. Ähnlich wie in
der großen innenpolitischen Auseinan-
dersetzung 1977, als die Exekutive das
Recht dem Interesse an der Verfolgung
der RAF unterordnete und wir Zeugen ei-
ner seit dem Faschismus nicht gekannten
Entfesselung der Exekutive wurden,
weist auch die aktuelle Auseinanderset-
zung über die deutsche Außenpolitik das
totalitäre Bestreben auf, die Exekutive

von den Fesseln von Recht und Verfassung
zu befreien.

Daß die Bundesregierung bestrebt ist,
ihr Handeln nicht durch Gerichte prüfen
zu lassen, ist eine Sache. Ihren verant-
wortlichen Mitgliedern drohte die le-
benslange Freiheitsstrafe,der BRD Scha-
densersatzforderungen für die ungeheu-
ren Schäden, die die NATO bei der Zer-
störung der Lebensgrundlagen Jugosla-
wiens angerichtet hat.

Daß die Regierung aber die Mittel hat,
den Gang zum Gericht zu verhindern, ist
eine andere Sache und nicht hinnehmbar.
Die Verfaßtheit der Bundesanwaltschaft
schlägt dem Grundsatz der Gewaltentei-
lung ins Gesicht; so wurde sie zum
Schutzschild des Rechts- und Verfas-
sungsbruchs der Regierung, und sie wird
es bleiben können, solange sie so verfaßt
ist. scc

1 Siehe z.B. die Strafanzeige von 41 Hamburger
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten, abge-
druckt: Lokalberichte Hamburg, 7/99
2 Dieser hat den Wortlaut: „Vorbereitung eines
Angriffskrieges

Wer einen Angriffskrieg (Artikel 26 Abs. I des
Grundgesetzes), an dem die Bundesrepublik
Deutschland beteiligt sein soll, vorbereitet und
dadurch die Gefahr eines Krieges für die Bun-
desrepublik Deutschland herbeiführt, wird mit
lebenslanger Freiheitsstrafe oder mit Freiheits-
strafe nicht unter zehn Jahren bestraft.“
Artikel 26 Abs. 1 GG hat folgenden Wortlaut:
„Handlungen, die geeignet sind und in der Ab-
sicht vorgenommen werden, das friedliche Zu-
sammenleben der Völker zu stören, insbesondere
die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten,
sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu
stellen.“
3 Ekkehard Sieker, Journalist beim WDR (Moni-
tor), berichtete auf einer Veranstaltung in Ham-
burg folgendes: Nachdem die Berichte an die Öf-
fentlichkeit gelangten, versuchte die rot-grüne
Bundesregierung zunächst, sie der früheren Re-
gierung anzulasten, dann, Zitate als „Fälschun-
gen“, „aus dem Zusammenhang gerissen“ etc.
darzustellen. Nachdem sie auch damit widerlegt
war, zog das Auswärtige Amt die Berichte zurück,
da sie nicht der empirischen Wahrheit ent-
sprächen. Als dann aber Richter aus der ÖTV
ankündigten, daß die Urteile von Verwaltungsge-
richten in Asylverfahren, die auf Grundlage der
Regierungsauskünfte gefällt wurden, überprüft
werden müßten, wurden die Berichte für wieder
zutreffend erklärt.

Der folgende Text verarbeitet Vortrag und Diskussion einer Diskussionsveranstaltung

der PDS Schweinfurt am 13.6.99. 

Wie entwickeln sich 
„Kriegstreiber“?
Der Nato-Angriffskrieg gegen die Bun-
desrepublik Jugoslawien hat zwei gängi-
gen Erwartungen linker politischer Theo-
rie nicht entsprochen. Man hätte erwar-
tet,daß die Widersprüche im Nato-Bünd-
nis, die Konkurrenz zwischen den betei-
ligten imperialistischen Mächten zuneh-
men würden. Und man hätte zweitens er-
wartet, daß im Sozialgefüge der am An-
griff beteiligten Länder nur die ver-
schwindend kleine Minderheit der wirk-
lich Reichen am Angriffskrieg und der
damit verbundenen Ostexpansion inter-
essiert wäre.

Für beide Erwartungen lassen sich
zwar viele Indizien auffinden, aber die
Entscheidungen sind anders gefallen.Die
Westmächte haben in der Nato zu einem
gemeinsamen strategischen Ziel gefun-
den und konnten ihre divergierenden In-
teressen moderieren.Die werktätige Mit-
telklasse wurde zum aktiven Träger, vie-
le sagten „Treiber“, des Kriegsgesche-
hens. Jetzt, nach den Europawahlen, fin-
den wir die Kritiker des Expansionskur-
ses in Partei und Wählerfeld der SPD und
der Bündnisgrünen weiter geschwächt;
die PDS, obgleich gestärkt, konnte deren
Einbußen in keiner Weise auffangen, eu-
ropaweit hat der Konservatismus trium-
phiert.

Der Angriffskrieg auf Jugoslawien ist
ein Schritt der Ostexpansion, die am be-
sten als vielschichtiges, auf alle Bereiche
des gesellschaftlichen Lebens erstrecktes
Geschehen zu deuten ist. Obwohl es stra-

tegische Dokumente gibt und obwohl viel
hinter verschlossenen Türen verhandelt
wird, würde die Expansion als Ergebnis
einer Verschwörung nicht richtig ver-
standen werden können. So dürfen die
Grünen- und die SPD-Politiker, die das
Land in den Krieg führten, nicht als ge-
kaufte Geschöpfe und/oder Basisverrä-
ter gesehen werden, denn damit würde
erstens ihre originäre Verantwortung nur
heruntergespielt, und zweitens müßten
die Vorwürfe an ihnen wirkungslos ab-
prallen, wie es auch tagtäglich geschieht.
Farbbeutel, Torten, sie waschen sich’s in
der Pose Mißverstandener einfach ab und
machen weiter.

I. Die gemeinsame Ostexpansion
der Westmächte

Im Ablauf des Expansionsgeschehens las-
sen sich materielle, strukturelle und pro-
zessuale Komponenten auseinanderhalten.
Materiell, hier im allerengsten Sinne auf den
Austausch von Waren und Dienstleistungen
im Rahmen der Weltwirtschaft bezogen:

Als auf dem Weltmarkt konkurrenzfähi-
ge, preisgünstige Lieferanten treten die
Volkswirtschaften des Balkans auf mit
Rohstoffen, besonders Energieträgern,
aber auch sonstigen Bodenschätzen. So-
dann mit Agrarprodukten und schließ-
lich, an den Küsten des Mittel- und des
Schwarzen Meeres, mit touristischen
Dienstleistungen.
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Im Gegenzug kommen diese Länder
als Absatzmärkte in Frage, vorzugsweise
für Patente und Rechte, für Investitions-
güter und für Güter des gehobenen Kon-
sumbedarfes.

Für diese teils bestehenden, teils erst
ins Auge gefaßten Wirtschaftsbeziehun-
gen ist also ein unterschiedliches wirt-
schaftliches und damit verbunden tech-
nisches und kulturelles Niveau charakte-
ristisch.

Anzumerken ist an dieser Stelle, daß
sich Beziehungen dieses Typs auch inner-
halb des Feldes der jetzigen Ostexpansi-
on finden lassen. Eine derart herausge-
hobene Position hatte etwa die frühere
DDR im RGW, aber auch die Wirt-
schaftsbeziehungen des relativ ent-
wickelten Jugoslawien auf den Ostmärk-
ten waren von dieser Art. In der Ära des
Realsozialismus und der damit verbun-
denen Plan- bzw. Kommandowirtschaft
wurde versucht, solche Niveau-Unter-
schiede auszugleichen. Die Marktwirt-
schaft der Westmächte arbeitet mit ihnen.

Sollte es dazu kommen, daß Jugosla-
wien die von den Westmächten zerstörten
Industrieanlagen mit Kapital aus dem
Westen ersetzen muß, so ist nicht abzu-
sehen, womit das Land auch nur die in
harten Devisen fälligen Zinsen zahlen
soll. Seine Produkte dürften auf den
Westmärkten auf übermächtige Konkur-
renz stoßen und auf den Ostmärkten auf
Devisenmangel. Jugoslawien, wie es ge-
genwärtig ist, kann mit Tourismus nichts
Nennenswertes verdienen, und auch den
Agrarprodukten haftet Kriegsgeruch –
Strahlung, Gift – an.

Die im Gesamtkomplex der Ostexpan-
sion teil projektierten, teils realisierten
Wirtschaftsbeziehungen ereignen sich in
einem Spannungsfeld zwischen hier
höherer und dort niedrigerer Produktiv-
kraft der Industrie. Sie sind von vor-
neherein nicht auf Ausgleich und Ent-
wicklung gerichtet, sondern auf optima-
le Ausnutzung der jeweiligen unter be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten
gerechnet vorteilhaftesten Standorte.
Die Folge: Die Ungleichheit, die am Aus-
gangspunkt dieser Wirtschaftsbeziehun-
gen steht, verfestigt sich zur Struktur.

Struktur der Ungleichheit

Die verfestigte Ungleichheit der Produk-
tivkraft der Industrie setzt im sozialen

Prozeß das Gefühl von Überlegenheit
und Unterlegenheit, im technischen Be-
reich von Leitung und Ausführung, im fi-
nanziellen Bereich von Gläubiger und
Schuldner.

Eine in vieler Hinsicht ähnliche ge-
schichtliche Situation, die Ostexpansion
des deutschen Faschismus, war mit einer
Theorie, Ideologie, oder besser, gut orga-
nisierten Lüge verbunden. Rassenwahn,
Bestimmung des deutschen Volkes zu
Herrschaft, Bestimmung der anderen zu
Knechtschaft oder Nichtsein. Im Unter-
schied dazu propagiert die heutige Ost-
expansion die Rechtsgleichheit sämtli-
cher Menschen. Zwar spült die Ostex-
pansion das politische Gedankengut des
Faschismus wieder hoch, aber die tra-
gende Ideologie der Expansion ist nicht
faschistisch, sondern, wie es heißt: men-
schenrechtlich. Das Expansionsgesche-
hen rankt sich um den Gedanken der
Menschenrechte – als Rechte müssen sie
notwendig gleich sein – mithin also der
Gleichheit.Die realen Ungleichheiten,an
denen die Expansion ansetzt und die sie
produziert, sind gleichsam Nebenpro-
dukt, Kollateralschäden im Kampf um
Menschenrechte und Gleichheit. Die Ge-
währleistung von Ungleichheit durch
Gleichheit ist ein Problem, das die bür-
gerliche Gesellschaft durch Herausnah-
me des Eigentums aus der Gleichheits-
vorstellung gelöst hat, es bilden sich po-
litische Klassen.

Die weltweite Durchsetzung von Men-
schenrechte & Freiheit des Eigentums hat
trotz der Ähnlichkeit mit jenem ge-
schichtlichen Vorgang der bürgerlichen
Revolution andere Folgen. Damals rich-
teten sich die Forderungen nach Freiheit,
Gleichheit, Eigentum gegen die politisch
privilegierten Klassen des grundbesit-
zenden Adels und auf die Befreiung der
Bauern von feudalen Lasten. Sie hatten
Entwicklung zum Ziel. Die heutige mit
der Forderung nach Menschenrecht &
Freiheit verbundene Ostexpansion fängt
mit Ungleichheit an und hält sie fest.

Prozeß der Unterwerfung

Die Ostexpansion führt, das zeigen die
Daten, zur Expropriation bisherigen Ei-
gentums,es sei staatlich,genossenschaft-
lich, persönlich oder privat gewesen. Der
politische Streit um die Rahmenbedin-
gungen spitzt sich regelmäßig zu auf Pro-

tektionismus und Dirigismus, materiell
auf Fragen wie Freiheit zum Erwerb von
Grundeigentum,Freiheit,Gewinne zu re-
transferieren, Freiheit, Führungspositio-
nen unbehindert mit Leuten des Vertrau-
ens der Eigentümer zu besetzen, und
manch andere, recht übersichtlich im
M.A.I. zusammengefaßte Fragen.

Greifen hier die Menschenrechte &
Freiheiten, so kommt es zu einer giganti-
schen Eigentumsübertragung in Rich-
tung der leistungsfähigeren Wirtschafts-
verbände. Der Prozeß der Zentralisation
des Kapitals gewinnt im Weltmaßstab
umfassende, d.h. auch den politischen
und kulturellen Bereich einreißende
Herrschaftsqualität. Ganze Kultur- und
Lebenszusammenhänge, Völker, Regio-
nen werden aus der Bestimmung der
Wirtschaftsprozesse eliminiert.Wer woll-
te leugnen, daß die Welt der großen Kon-
zerne und der Hochfinanz ethnisch ge-
säubert, eine Domäne des Abendlandes
geworden ist, eine Domäne, die durch ar-
beitsteilige Wirtschaft und gleiche
Rechtsbedingungen charakterisiert ist
und die durch Militärgewalt in ihrer uni-
versalen, weltweiten Geltungsanspruch
vertreten wird.

Der Blick auf den Prozeß liefert eine
Erklärung für die Handlungsfähigkeit
des Militärpaktes der Westmächte.Sie al-
le nämlich sitzen in der hierarchisch ge-
ordneten Weltwirtschaft im oberen Be-
reich. Profite, aber auch Leitungsaufga-
ben fallen ihnen zu. Es gibt Übergangs-
zonen und Länder in Übergangszonen,
aber vor allem gibt es Grenzen. Die be-
günstigten Mächte schützen eine Rechts-
ordnung, die ihre Position schützt.

Der Unterschied vor allem zur Kolo-
nialzeit des 19. Jahrhunderts ist deutlich:
Während die entwickelten kapitalisti-
schen und imperialistischen Länder
sämtlich Einflußbereiche vor dem Ein-
fluß der Konkurrenten schützten und po-
litisch,d.h.auch militärisch abzugrenzen
strebten, kann sich die heutige Expansi-
on eine weltweit gleich geltende Markt-
ordnung zum Ziel setzen.

Mit diesen Argumenten soll keines-
wegs belegt werden, daß Konflikte zwi-
schen den am Imperium beteiligten
Mächten, insbesondere zur Hegemonial-
macht USA nicht aufbrechen könnten.Es
geht um die Unterschiede zur Situation
im Vorfeld des Ersten Weltkrieges und
dann des Zweiten Weltkrieges. Kulturzu-
sammenhänge, Völker und Staaten, die
bereits Opfer der Expansion sind, führen
deswegen die Auseinandersetzung regel-
mäßig wegen der fehlenden soziale Di-
mension der Menschenrechte. Sie befin-
den sich alle in der großen Schwierigkeit,
daß nur eine Synthese von sozialen und
politischen Rechten, von Daseinsvorsor-
ge und Indiviualrechten eine tragfähige
Gegenposition begründen könnte.

II. Die breite Unterstützung 
der Expansion

Der Blick auf diese Strukturen liefert

Menschenrechte & Freiheiten als umfassender Herrschaftsanspruch, der wirtschaft-

lich, kulturell und wenn es sein muß auch militärisch durchgesetzt wird. Siegerposen

auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Köln am 18. Juni 1999. (li: Außenminister Fischer

mit dem russischen Außenminister Igor Iwanow; re: Schröder mit Ehepaar Clinton)
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auch einen Ansatz für das Verständnis der
Unterstützung und des Zusammenhalts
der Gesellschaften, die die Expansion
forcieren. Die skizzierte Ausformung der
internationalen, besser weltweiten Ar-
beitsteilung schafft in den expandieren-
den Gesellschaften ein spezifisches, dy-
namisch mit den Strukturen des Ganzen
verbundenes Sozialgefüge. Expandiert
die freie Welt, expandiert die deutsche
Wirtschaft mit, und mit ihrer Expansion
nehmen Anzahl und Anteil der guten Po-
sten, der interessanten Arbeit zu. Die
steigende Nachfrage an technischem und
Verwaltungsmanagement führt zu den
sogenannten „Besserverdienenden”, eine
breiten Schicht, die ihren Lebensunter-
halt zwar über Arbeit suchen muß, aber
am Profit beteiligt wird und Vermögen
akkumuliert. Der Umfang solcher Ver-
mögen – zum Beispiel in den immer be-
liebter werdenden Aktien – mag in Hin-
sicht auf Einflußnahme aufs Wirtschafts-
leben lächerlich sein, in Hinsicht auf die
Organisation der eigenen Reproduktion
handelt es sich um – im Sinne von Mög-
lichkeiten der Lebensplanung – strategi-
sche Größen.

In der BRD ist in den letzten Jahr-
zehnten eine solche Mittelklasse, die als
Konzernangestellte oder auch als selb-
ständige Dienstleister von Arbeit leben
und am Profit teilhaben, gewachsen.

Es ist nicht leicht zu erklären, wieso
die einzelnen Personen, die in einer sol-
che Situation leben, an der zahlenmäßi-
gen absoluten und relativen Ausdehnung
ihrer Lebensweise vital interessiert sein
sollten. Aber dennoch ist es so.

Ganz roh und oberflächlich: Die Da-
seinsbedingungen, die einer bestimmten
Lebensweise entsprechen, lassen sich in
einem parlamentarisch-demokratischen
System immer leichter durchsetzen,
wenn das Milieu größer ist. Wenn es um

letztlich lohnabhängige Arbeit geht,
mindert die Ausdehnung der Nachfrage
den Konkurrenzdruck, bei den Freibe-
ruflern wird das Geschäft belebt. Alles
Motive, aber schwache Motive. Schwach,
weil sie auch mit dem Status quo zufrie-
den bleiben und nicht notwendig auf Ex-
pansion drängen müssen.

Eine stärkere Motivlage wird sichtbar,
wenn sich der Blick nicht bloß auf das
momentane Dasein, sondern auf die Re-
produktion, die Übertragung des kultu-
rellen, sozialen und ökonomischen Kapi-
tal über die Generationen richtet.

Schrumpfende Klassen begegnen dem
Problem, daß der von ihnen erzogene
Nachwuchs nicht die Positionen vorfin-
det, in die er hineinwachsen kann. Das
unterminiert die ganze Lebensweise, die
das Miteinander von Generationen und
Geschlechtern organisiert.Das Existenz-
risiko, das soziale Aus, der Tod im Sinne
von Nicht-Fortsetzbarkeit der Lebens-
weise kann nur durch deren Expansion
wirksam minimiert werden. Hier heißt es
steigen oder fallen.

Die Aussicht auf die Expansion der ei-
genen Lebensweise reißt die davon
berührten Schichten mit, nicht einfach
wegen der Vorteile, sondern wegen des
Daseinsrisikos, das für sie spätestens im
Laufe eines längeren Arbeitslebens oder
im Familienverband real würde. Es geht
um Sicherheit.Aus der Reproduktion der
Klassen und Schichten, der Übertragung
kulturellen Kapitals im Familienverbund
(„soziale Vererbung”) über die Genera-
tionen hinweg erklärt sich das spontane,
vitale und ziemlich bedenkenlose Inter-
esse an der Expansion.

Die Linke hat in ihrer Kritik an den ja
durchaus schon lange erkennbaren Ex-
pansionsabsichten der Konzerne diese
Verklebung nicht berücksichtigt, sie ist
darauf nicht gestoßen, weil die klassi-

schen Mobilisierungsmuster des Kapi-
tals, z.B. des deutschen, nicht mit Men-
schenrechten & Freiheit verbundene wa-
ren.

Die Form der Expansion,die eine Kon-
kurrenz unter gleichen Rechten nach der
Leistungsfähigkeit organisiert, verblen-
det das Auge. Der Charakter der Expan-
sion als imperialistischer, mit militäri-
schen Mitteln geführter Kampf gegen die
Selbstbestimmung von Ländern und Re-
gionen ist alles andere als offensichtlich.
Was vor Augen tritt, ist Zunahme der
Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung
mit erfolgreich expandierender Wirt-
schaft.

III. Konsequenzen
Die Tatsache, daß in den Ländern der
früheren DDR die Zustimmung zur Ex-
pansion bedeutend schwächer ist als im
Westen, spricht zunächst einmal für die
tragende Rolle der werktätigen und ei-
gentumshaltenden Mittelklasse für die
Kriegführung.Aber wie es ja bekannt ge-
nug ist, werden politische Entscheidun-
gen nicht nur durch aktuelle Lagen, son-
dern auch durch Hoffnungen, durch
Trends etc. beeinflußt.

Eher schon dürften Unterschiede in
der Lebensweise den Ausschlag geben. In
der Gesellschaft des Westens sind die
Aussichten auf Lebensglück mit dem
Florieren der Wirtschaft verbunden.

In den früheren DDR Ländern gibt es
– siehe auch die große Wählerschaft der
PDS – andere Vorstellungen.

Worin unterschiedet sich der „Refor-
mismus” der PDS vom „Reformismus”
der SPD? Grundlegend wohl darin, daß
die PDS, als Partei, aber auch als gesell-
schaftliche Strömung,nach nicht-expan-
siven Reformmodellen sucht und, die be-
kannten Stichworte kommunale Wirt-
schaft, Genossenschaftswirtschaft usw.
müssen auch hier einfach noch mal aus-
gesprochen werden, mit ihren Wahler-
gebnisse auch in Reichweite der Gestal-
tung kommt.

Am Horizont zeichnen sich neue Kon-
flikte ab: Werden die Gesellschaften des
freien Westens hinnehmen, daß in ihrem
Inneren Wirtschaftskreisläufe entstehen,
die sich der Standortlogik entziehen? Hat
der Kampf um das Nebeneinander ver-
schiedener Eigentumsformen praktische
Aussichten? Kann genossenschaftliche
Arbeit anderes organisiert werden als als
Arbeit für Private? Kann sich unter der
Herrschaft des Imperialismus eine Le-
bensweise in Distanz zu Expansionslogik
festsetzen?

Das Ergebnis der Europawahl bietet
die ausgezeichnete Möglichkeit, diese
programmatischen Fragen im Zusam-
menhang der europäischen Linkspartei-
en und, in der BRD, aus einer institutio-
nell abgesicherten und – in den Ostlän-
dern auch bereits zum gegenwärtigen
Zeitpunkt praktisch-politisch nicht
mehr hilflosen Situation heraus anfassen
zu können. maf

Die Spekulation des Westens, den Wiederaufbau Jugoslawiens in seiner Regie durch-

zuführen, muß nicht aufgehen: Bei aller wirtschaftlichen Schwäche Rußlands könnten

Brücken und Industrieanlagen geliefert werden und – was fast noch wichtiger ist –

von Jugoslawien auch mit Warenlieferungen bezahlt werden.
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Zwangsarbeiter

Zuerst die
Überlebenden!
Für Donnerstag, 17. Juni 1999, hatte Kanz-
leramtsminister Hombach zur Arbeitsgrup-
pe Zwangs- und Sklavenarbeit nach Bonn
eingeladen. Wie schon bei den Verhandlun-
gen am 12. Mai in Washington bestand die
deutsche Delegation im wesentlichen aus
Industrievertretern und Ministerialbeamten.
Die Überlebenden bleiben ausgeschlossen.

Zu welchen Ergebnissen das führt, zeigt
das am letzten Donnerstag von 16 Indu-
striefirmen vorgelegte Stiftungskonzept
für ehemalige Zwangsarbeiterinnen und
Zwangsarbeiter: Es ist arrogant im Ton-
fall,demütigend in der Haltung und fach-
lich völlig unzureichend.

Nur durch Klagen der Überlebenden
vor deutschen und amerikanischen Ge-
richten ist Bewegung in die seit Jahren
verweigerte Diskussion um Anerken-
nung und Entschädigung für NS-
Zwangsarbeit gebracht worden. Nach 54
Jahren des Wartens wollen die Überle-
benden als Gegner – im guten Sinne –
ernst genommen und an den Verhandlun-
gen beteiligt werden. Da ihnen diese Be-
teiligung bis heute verweigert wird, führ-
te der Bundesverband Information & Be-
ratung für NS-Verfolgte am gleichen Tag
ebenfalls eine Pressekonferenz durch mit
Eduard Szobsld, Sprecher einer Gruppe
von damals über 1060 KZ Häftlingen, die
nach dem Warschauer Aufstand über
Dachau zur Zwangsarbeit bei Daim-
ler-Benz in Mannheim verschleppt wur-
den. Seit 1991 korrespondieren die heu-
te noch 60 Überlebenden mit dem Stutt-
garter Weltkonzern. Erfolglos! Deshalb
klagt die Gruppe jetzt vor deutschen und
amerikanischen Gerichten. Sowie Salva-
tore Maria Bertorelli, der von der deut-
schen Wehrmacht in Italien als Geisel ge-
nommen und zur Zwangsarbeit bei der
Kali-Chemie AG in Brunsbüttel ver-
schleppt wurde.

Die Fakten: Über zehn Millionen Men-

schen sind im Dritten Reich zur Zwangs-
arbeit nach Deutschland verschleppt
worden. Sie wurden ihrer Freiheit be-
raubt, viele verloren ihre Gesundheit,
Tausende starben. Die Sklavenarbeit
wurde durch den obersten Gerichtshof in
Nürnberg als Verbrechen gegen die
Menschheit gekennzeichnet. Der verant-
wortliche Reichsleiter für den Arbeit-
seinsatz, Fritz Sauckel, ist zum Tode ver-
urteilt und hingerichtet worden.

Alle größeren Industrieunternehmen
haben Zwangsarbeiterinnen und
Zwangsarbeiter beschäftigt. So konnten
sie unter Kriegsbedingungen weiter pro-
duzieren, die kriegswichtigen Güter
konnten zu festgelegten Preisen an die
Wehrmacht verkauft werden. Die Ge-
winne der beteiligten Unternehmen ex-
plodierten.

Auch das Wirtschaftswunder der
Nachkriegszeit verdankt sich dem rück-
sichtslosen Zwangs- und Sklavenar-
beitsprogramm. Die Firmen verlangten
unter dem Vorwand, die Kriegsprodukti-
on sichern zu müssen, eine Verlegung ih-
rer Fabriken unter die Erde. Tausende
KZ-Häftlinge sind bei der Sprengung
und Aushöhlung der Katakomben für
diese Produktion der letzten Kriegsmo-
nate gestorben. Die Produktionsanlagen
haben den Krieg fast unversehrt über-
standen.Nur so ist es zu erklären,daß be-
reits im Sommer 1946 der zehntausend-
ste Nachkriegskäfer vom Band lief.

Die Initiative zur Beschäftigung von
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbei-
tern ging fast immer von der Industrie
aus. Das gilt sowohl für die „normale“
Produktion als auch für die Errichtung
der unterirdischen Produktionsstätten.
Für Verschleppung, Freiheitsberaubung,
Gesundheitsschäden und verweigerte
Lohnzahlung haben die Opfer des Skla-
venarbeitsprogramms einen Anspruch
auf Schadenersatz.

Trotzdem ist NS-Zwangsarbeit weder
von Seiten des Staates und – von weni-
gen Ausnahmen abgesehen – auch nicht
von den nutznießenden Firmen entschä-
digt worden.

Daß die Überlebenden ihre Schaden-
ersatzforderungen nie durchsetzen konn-
ten, lag an dem von Hermann-Josef Abs
im Auftrag von Konrad Adenauer ausge-
handelten Londoner Schuldenabkom-
men von 1953. Es vertagte die Regelung
von Schadenersatzansprüchen auf die
Zeit nach Abschluß eines endgültigen
Friedensvertrages. Erst jetzt können ent-
sprechende Forderungen gerichtlich
durchgesetzt werden. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in einem Urteil vom 13.
Mai 1996 (veröffentlicht am 2. Juli 1996)
ausdrücklich festgestellt, daß mit dem
Abschluß des 2+4-Vertrages die Stun-
dungswirkung des Londoner Schulden-
abkommens entfällt.

Aktuelle Situation: Obwohl die Koali-
tionsfraktion der neuen Bundesregie-
rung die Einrichtung einer „Bundesstif-
tung Entschädigung für NS-Zwangsar-
beit“ unter Beteiligung der deutschen In-

dustrie fest vereinbart haben, sind die
Planungen hierfür bisher nicht begonnen
worden.

Statt dessen hat man unter Leitung
von Kanzleramtsminister Bodo Hom-
bach das Thema fast ausschließlich unter
dem Aspekt des Schutzes von Wirt-
schaftsinteressen behandelt.Mit weitrei-
chenden Konsequenzen: Die Ergebnisse
der von Herrn Hombach hinzugezogenen
Expertenkommission wurden nicht in
politisches Handeln umgesetzt, vielmehr
von Industrie und Ministerienvertretern
so zusammengestrichen, daß Opferinter-
essen hierin nicht mehr vorzufinden wa-
ren. Eine Beteiligung der Überlebenden
und ihrer Organisationen wurde katego-
risch verweigert.

Auf Anregungen der Verfolgtenver-
bände wurde hinhaltend bis arrogant
zurückweisend reagiert. Ergebnis dieser
Politik ist das am letzten Donnerstag von
16 führenden Industrieunternehmen vor-
gelegte Konzept für eine Stiftungsinitia-
tive der deutschen Wirtschaft „Erinne-
rung,Verantwortung und Zukunft“. Das
Konzept ist inhaltlich voller Lücken:

Nach über neun Monaten der Vorbe-
reitung beteiligen sich lediglich 16 Un-
ternehmen an der Stiftungsinitiative.

Noch immer ist nicht bekannt,mit wel-
cher Summe die Stiftung ausgestattet
werden soll und an welche Auszahlung an
Überlebende gedacht ist.

Nur wer länger als sechs Monate
Zwangsarbeit in einem Unternehmen lei-
sten mußte, ist antragsberechtigt. Die
Stiftung will nur „bedürftige Überleben-
de“ als Antragsteller akzeptieren.

Die Weigerung der Industrie und der
Bundesregierung, die Überlebenden als
gleichberechtigte Verhandlungspartner
zu akzeptieren, hat dazu geführt, daß sie
in der Konzeption der Industriestiftung
nur noch als Objekte von Fürsorglichkeit,
nicht länger als leidende Subjekte mit
Schadenersatzansprüchen, existieren.
Obwohl nach Auffassung der Industrie
rechtliche Schadenersatzansprüche gar
nicht existieren, sollen die Überlebenden
jedoch – bevor überhaupt eine Stiftung
eingerichtet wird – auf alle Schadener-
satzansprüche verzichten.

Die Zahlungen an die Überlebenden
sollen sich nicht an der Schwere des zu-
gefügten Unrechtes, sondern vielmehr an
deren heutiger Rentenhöhe orientieren.

Forderungen: Es ist trügerisch und un-
zumutbar, daß die Überlebenden erneut
selektiert und katalogisiert werden. Die
Bundesregierung ist aufgefordert, end-
lich die Beteiligung der Industrie an ei-
ner einheitlichen Bundesstiftung sicher-
zustellen und dafür zu sorgen, daß diese
ihre Leistungen ausschließlich orientiert
am Verfolgungsschicksal und nicht selek-
tiv nach Einkommen leistet.

Beim Aushandlungsprozeß dieser
Bundesstiftung sind die Überlebenden
und ihre Verbände als gleichberechtigte
Verhandlungspartner zu beteiligen.

Bundesverband Information und 
Beratung für NS-Verfolgte.
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Das EL-DE-Haus in Köln, Appellhof-
platz 23-25 zeigt noch bis zum 18. Juli
(Di–Fr, 10–16 h und Sa, So 11–16 h) in ei-
ner Ausstellung Bilder des Krakauer jü-
dischen Stadtviertels Kasimierz. Die 56
Fotographien stammen aus der Zeit bis
September 1939. Sie zeigen Gebäude des
Stadtviertels und die Menschen, wie sie
dort lebten. 60000 jüdische Einwohner
wohnten in Krakau 1939. Der Dichter,
Komponist und Liedersänger Mordechaj
Gebirtig lebte in Kasimierz. Seine Lieder
berichten von den Entbehrungen, den
Kämpfen, den Hoffnungen, den Erwar-
tungen. Mordechaj Gebirtig verdiente
den Lebensunterhalt für seine Familie als
Möbeltischler. 1905 wurde zum ersten
Mal ein Gedicht von ihm veröffentlicht in
der jiddischen Krakauer Zeitung „Soc-
jaldemokrat“, der Titel: „Der general-
schtrajk“. Seine Lieder wurden in der
ganzen Welt bekannt. Die Fotoausstel-
lung gibt einen genauen Eindruck der
Welt, über die Mordechaj Gebirtig 1941
schrieb:
„Gehabt hab ich ein Heim, ein warmes
Stückchen Raum,
ein bißchen Wirtschaft, wie bei armen
Leuten.

Verbunden wie Wurzeln mit einem Baum
bin ich mit meinem bißchen Armut.“

übersetzt von M. Lemm

Und er schrieb weiter:
„Gekommen sind sie mit Feindschaft,
Haß und Tod,
Mein armes bißchen Heim, das ich besaß.
Was ich mir mit schwerer Arbeit jahre-
lang aufgebaut habe,
Vernichtet haben sie das in einem Tag.“ 
Mai 1941

Die Angehörigen der deut-
schen Besatzungsmacht er-
mordeten fast die gesamte
jüdische Bevölkerung
Krakaus, auch Mordechaj
Gebirtig und seine Familie.
Nur sehr wenige konnten
überleben.

Der Krakauer Philosoph
Henryk Halkowski schrieb:
„Es gibt jene Juden nicht
mehr. Man kann sich jedoch
bemühen,die Erinnerung an
sie festzuhalten und zu be-
wahren – nicht nur die an
ihren Kampf und ihren Tod,
wie in Warschau und Ausch-
witz, sondern auch an ihr
Leben, an die Werte, die einst ihr Leben
bestimmt hatten, ihre Innenwelt und ih-
re unwiederholbare Kultur. Und Krakau
war einer jener Orte, wo dieses Leben am
reichsten, am schönsten, am vielfältig-
sten gewesen war – und wo die meisten
Spuren davon erhalten blieben…“

In der Broschüre zur Ausstellung stellt
Henryk Halkowski fest: „Die Frage, ob es
unter den jüdischen Handwerkern und

Kaufleuten, die auf dem Nowy-Platz (im
Volksmund Judenplatz genannt) in der
Szeroka-Straße, Jósefa-Straße, Krako-
wska-Straße ihrem Gewerbe nachgin-
gen, keine Talente vom Range eines Ge-
birtig gab, kann schwerlich beantwortet
werden, denn diesem Leben setzten der
Zweite Weltkrieg und die deutsche Be-
satzung ein jähes Ende.“

Deutschland führt derzeit erneut ei-
nen Angriffskrieg, gegen die Bundesre-
publik Jugoslawien. Die Verbrechen des

letzten deutschen Überfallkrieges sind
nicht vergessen. Die Foto-Ausstellung
kann auch Hartherzigen deutlich ma-
chen, daß der Krieg kein Mittel der Poli-
tik sein darf. gba 

Gehat hob ich a hejm…
Gehabt hab’ ich ein Heim…: Der Krakauer 
Stadtteil Kasimierz zu Lebzeiten von Mordechaj
Gebirtig in der Fotografie

Arbeitslosenmarsch
Eins, zwei, drei, vier,
Arbeitslose kommen hier,
die nicht hörten mondenlang
der Fabriken Hammerklang.
s liegt das Werkzeug kalt, vergessen,
halb von Rost schon aufgefressen.
Wir spazieren auf der Straß
wie die Reichen, nur zum Spaß.

Ein, zwei, drei, vier,
Arbeitslose kommen hier,
ohne Heim und ohne G’wand,
unser Bett ist Lehm und Sand.
Hat noch wer was zu genießen,
teilt man sich in jeden Bissen.
Wasser wie die Reichen Wein
gießen wir in uns hinein.

Eins, zwei, drei, vier,
Arbeitslose kommen hier,
haben lange schwer geschaffen,
was die Reichen an sich raffen:
Häuser, Schlösser, Städte, Länder
für ein Häufele Verschwender.
Unser Lohn dafür ist bloß:
Hunger, Not und arbeitslos.

Eins, zwei, drei, vier,
und darum marschieren wir,
Arbeitslose, Tritt bei Tritt,
und wir singen uns ein Lied
von dem neuen bessern Leben:
wird es freie Menschen geben,
arbeitslos ist keine Hand
in dem neuen freien Land.

Übersetzung aus dem Jiddischen:
Hubert Witt

Mordechaj Gebirtig (1877–1942)



1. Juni bis 11. Juli 1999: Die Ausstellung Vernichtungskrieg – Verbrechen der
Wehrmacht 1941 bis 1944 kehrt nach Hamburg zurück und ist zu sehen in
der Freien Akademie der Künste Hamburg, Klosterwall 23, täglich von 9-18
Uhr. Das ständig aktualisierte Begleitprogramm befindet sich im Internet
unter: http:/www.sozialwiss.uni-hamburg.de/sozS/vernichtungskrieg 

26. Juni 1999: Sitzung des Arbeitsausschusses des Forums Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften, ab 11.15 Uhr, Hauptbahnhof Fulda.Treffpunkt: Ser-
vicepoint. Tagesordnungsvorschlag: Wie weiter nach der bundesdeutschen
Kriegsbeteiligung und den Europawahlen? • Vorbereitung der Linken Schu-
le Friedrichroda / Programmdiskussion der PDS • Politische Berichte • Fi-
nanzen des Forums.

26. Juni 1999: Frankfurt, Blockade der Rhein-Main-Airbase, „Der Krieg ist
nicht vorbei! NATO ist Besatzungsmacht“,10 Uhr,Treffpunkt: Bahnhof Neu-
Isenburg/Zeppelinheim, Infos auch d.beutner@link-f.rhein-main.de. Kon-
takt: DFG-VK LV Hessen, Vogelsbergstr. 17, 60316 Frankfurt, Tel.:
069/431440, Fax: 069/4990007 E-Mail: dfgvkffm@t-online.de Internet:
http://www.dfg-vk.de

28./29. Juni 1999: Gipfel Lateinamerika – Europa in Rio de Janeiro

9. bis 10. Juli 1999: Landesparteitag der SPD Baden-Württemberg in Fried-
richshafen.

20. Juni 1999: Bundeswehrgelöbnis am oder im Bendlerblock (Gedenkstät-
te dt. Widerstand), Berlin. Kontakt: Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär, Oranienstr. 25, 10999 Berlin,Tel: (0 30) 61 50 05-30, Fax:
-29; E-Mail: info@kampagne.de, Internet: http://www.kampagne.de

12. bis 15. August 1999: Linke Schule in Friedrichroda, Thüringen. Ankün-
digung der Kurse siehe Politische Berichte 12. In der laufenden Woche er-
scheint ein Faltblatt. Bestellungen bei GNN Hamburg.

1.September bis 31. Oktober: Die Ausstellung „Vernichtungskrieg. Verbre-
chen der Wehrmacht 1041-1944“ ist in Osnabrück. Altbau des Kulturge-
schichtlichen Museums, Lottestr. Kontakt: VHS Osnabrück, Frau Keller,
Bergstr. 8, 49076 Osnabrück, Tel. (05 41) 323-45 24

5. September: Landtagswahl in Brandenburg

12. September: Kommunalwahlen in NRW, Landtagswahl in Thüringen

19. September: Landtagswahl in Sachsen

1.-3. Oktober: Tagung: Soziale Gerechtigkeit statt „Innerer Sicherheit”– Al-
ternativen zur Aufrüstung der Gesellschaft, Ort: Haus Venusberg Bonn, An-
meldung: Bund für Soziale Verteidigung und Internationaler Versöhnungs-
bund/Dt. Zweig; Ringstr. 9a, 32427 Minden, Tel.: 0571-850875 oder 0571-
294456

10. Oktober: Wahlen zum Abgeordnetenhaus und den BVVen in Berlin

15. Oktober: In Hamburg ist die Wissenschaftliche Konferenz „Der Krieg –
Analyse eines Exempels – Lehren aus dem Krieg im Kosovo, Worüber wir
nachdenken müssen“ geplant. Veranstalter: AFK, BdWi, BBU, Pro Asyl,
DFG/VK, IALANA, NaWi. Kontakt: Naturwissenschaftler-Initiative Ver-
antwortung für den Frieden, Gutenbergstr. 13, 44139 Dortmund,Tel. (02 31)
57 52 02; E-Mail: ines_nat@t-online.de. Internet: http://fuj.physik.uni-dort-
mund.de/nawi/

28. bis 31. Oktober: 22. Bundeskonferenz Entwicklungspolitischer Aktions-
grupen (BUKO) in Hannover, Motto: „Gegenmacht von unten“, Thema u.a.:
Expo 2000 + Foren zu Weltwirtschaft und Globalisierung: Soziale Frage /
Soziale Kämpfe; Standortnationalismus und Neue Weltordnung; Modell
Deutschland zwischen Expo-Rhetorik und Nachhaltigkeit. Kontakt: Ge-
schäftsstelle der BUKO, Nernstweg 32, 22765 Hamburg, Tel. (0 40) 39 31 56.
E-Mail: buko@cl-hh.cl.sub.de Internet: http://ourworld,compuserve.com/
homepages/critical-shareholders/buko.htm

30. Oktober bis 1. November: Bundeskongreß der DFG/VK, u.a. Feier zum
25jährigen Bestehen. Kontakt: Bundesgeschäftsstelle der DFG-VK, Schwa-
nenstr. 16, 42551 Velbert, Tel. (0 20 51) 42 17. E-Mail: dfgvk@mail.kdt.de In-
ternet: http://www.dfg-vk.de
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Krieg gegen Grundgesetz und Völkerrecht 

Die Beiträge einer Anhörung der PDS-Frak-
tion unter diesem Titel sowie die Diskussi-
on sind in einem Reader zusammengefaßt.
Sie können im Büro von Evelyn Kenzler ab-
gefordert werden: Deutscher Bundestag,
PDS-Fraktion, Platz der Republik, 11011 Berlin

Zur Anhörung heißt es im R(h)einblick 7/8 1999, der im Juli ausgeliefert
wird) „Von dem Willen beseelt (…) dem Frieden der Welt zu dienen“ – wie
es in der Präambel des Grundgesetzes heißt – wäre der 50. Jahrestages der
Verfassung mit ihrem weitreichend geregelten Friedensgebot eine gute Ge-
legenheit gewesen, über eine aktivere Friedenspolitik mit dem Ziel der dau-
erhaften Verhinderung von Kriegen und der Schaffung gewaltfreier inter-
nationaler Strukturen zur Friedenssicherung nachzudenken. Doch zum
Zeitpunkt des Erinnerns fielen unter der Beteiligung der Bundesrepublik
Bomben. Dieser Krieg ist wie jeder Krieg ein Krieg gegen Menschen. Er ist
aber auch ein Krieg gegen die Friedensbestimmungen des Grundgesetzes
und gegen die bestehende Völkerrechtsordnung.Zu dieser Einschätzung ka-
men Verfassungs-, Völker- und Strafrechtler sowie ein Militärexperte bei
einer Anhörung der PDS-Bundestagsfraktion zum Friedensgebot der Ver-
fassung, zu der ihre rechtspolitische Sprecherin, Evelyn Kenzler, am 17. Mai
in Berlin geladen hatte. Nach der Eröffnung durch den Vizefraktionschef
und außenpolitischen Sprecher,Wolfgang Gehrcke,sprach zunächst der Ver-
fassungsrechtler Martin Kutscha.Er argumentierte vor allem gegen das von
den Befürwortern des Krieges ins Feld geführte Nothilferecht und warnte
davor, durch verfassungswidrige Interpretation friedensrechtlicher Be-
stimmungen, Kriegseinsätze zu rechtfertigen und das Völkerrecht durch ein
„Faustrecht“ zu ersetzen. „Humanitäre Intervention“ sei nur politische
Zweckpropaganda und kein Instrument des Völkerrechts, betonte der Völ-
kerrechtler Bernhard Graefrath, der in seinem Vortrag schließlich darauf
aufmerksam machte, daß mit dem Krieg gegen Jugoslawien die USA-Stra-
tegie eine neue Stufe erreicht habe. Schritt für Schritt sei an die Stelle der

auf Rechtsgrundsätzen beruhenden gleichberechtigten Zusammenarbeit
der Staaten in der UNO die uneingeschränkte Macht der NATO getreten.
Sie scheine jetzt jederzeit in der Lage, überall auf der Welt ihren Willen mit
Waffengewalt durchzusetzen. Zu den Minderheitenrechten im Völkerrecht
sprach der Rechtsphilosoph Hermann Klenner. Für ihn gibt es nicht die
ausschließliche Alternative zwischen NATO-Krieg und der Politik von Mi-
losevic, da ein Minderheitenschutz mittlerweile auch im Völkerrecht ver-
ankert sei. Trotz sogar einer gewissen Privilegierung von Minderheiten sei
allerdings kein Sezessionsrecht in den einschlägigen Dokumenten zu fin-
den.Selbstbestimmung stehe gemäß dem Demokratiegebot nicht einer Eth-
nie, sondern der Mehrheit eines Volkes zu. Admiral a.D. Elmar Schmähling
sprach zum Thema „Frieden schaffen – zur ‚Not’ mit Waffen?“ Dabei ver-
merkte er,daß bislang für die Bundeswehr – anders als in den meisten Streit-
kräften – zwei recht ungewöhnliche Prinzipien galten: Kriegsverhinderung
als unmittelbarer Auftrag an die Streitkräfte sowie das Prinzip der „Inne-
ren Führung“ und des „Staatsbürgers in Uniform“. Die Situation habe sich
aber mit dem Zusammenbruch des Warschauer Vertragssystems geändert;
es werde an der militärischen Selbstbeschränkung des Grundgesetzes
gerüttelt. Das gelte besonders nach der Verabschiedung des „neuen strate-
gischen Konzepts“ der NATO vom 24.4.1999, mit dem das Bündnis seine
Zielsetzung so gravierend erweitert habe, daß eine neue Lage für die Mit-
gliedstaaten entstanden sei. Die offensive Ausrichtung des neuen Konzepts
müsse als potentielle Bedrohung von den Staaten und in den Regionen emp-
funden werden, die nicht zum „Club“ der NATO gehören. Abschließend
sprach Rechtsanwältin Gül Pinar zu einer Strafanzeige gegen den Vertei-
digungsminister, den Bundeskanzler sowie Abgeordnete des Bundestages
wegen Vorbereitung eines Angriffskrieges gem. § 80 StGB, die sie gemein-
sam mit weiteren 40 Hamburger Rechtsanwälten im April bei der Gene-
ralbundesanwaltschaft eingereicht hat. Sie rief dazu auf, kein juristisches
Mittel auszulassen,um gegen diesen Krieg vorzugehen.In ihrem Schlußwort
griff Evelyn Kenzler den auch in der Diskussion erwogenen Vorschlag auf,
zu prüfen, ob die PDS-Bundestagsfraktion eine Organklage vor dem Bun-
desverfassungsgericht anstrebt. Denn nach dem neuen NATO-Vertrag ist
die NATO eine neue, und über diese Vertragsänderung müßte der Bundes-
tag im Gesetzgebungsverfahren abstimmen. Andreas Gängel, Referent für
Rechtspolitik


